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Vorblatt 


Gesetz zur Änderung der Amtsbezeichnungen der 
Richter und der Präsidialverfassung der Gerichte 
(Gesetzentwurf der Bundesregierung) 

A. Problem 

Der Gesetzentwurf der Bundesregierung strebt eine Neurege- 
lung für die Amtsbezeichnungen der Richter und für die Präsi- 
dialverfassung der Gerichte an. 

B. Lösung 

1 . Änderung der Amtsbezeichnungen: 

Die Richter sollen einheitlich die Amtsbezeichnung „Richter" 
mit einem das Gericht bezeichnenden Zusatz führen (z. B. 
„Richter am Oberlandesgericht"). 

Richter, die zum Vorsitzenden eines mit mehreren Berufs- 
richtern besetzten Spruchkörpers ernannt sind, sollen die 
Amtsbezeichnung „Vorsitzender Richter" erhalten. Die Amts- 
bezeichnung „Präsident des ..." bleibt bestehen. 

2. Änderung der Präsidialverfassung: 

a) Bei allen Gerichten — auch bei den Amtsgerichten — 
werden künftig Präsidien gebildet. 

b) Grundsätzlich alle Richter des jeweiligen Gerichts sollen 
hierzu wahlberechtigt und mit Ausnahme des Präsiden- 
ten, der dem Präsidium kraft Amtes angehört, wählbar 
sein. Die Hälfte der gewählten Mitglieder des Präsidiums 
muß jedoch aus der Gruppe der Vorsitzenden Richter 
gewählt werden. 

c) Die Verteilung des Vorsitzes in den einzelnen Spruch- 
körpern soll dem Präsidium übertragen werden. Wie 
bisher obliegt dem Präsidium weiterhin die Geschäfts- 
verteilung sowie die Bestellung der Untersuchungsrichter 
und Ermittlungsrichter. 

C. Alternativen 

Keine 

D. Kosten 

Keine 
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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 19. März 1970 

1/3 — 44000 — Ri 4/5/70 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlos- 
senen 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung der Amtsbezeichnungen der 
Richter und der Präsidialverfassung der 
Gerichte 

mit Begründung (Anlage 1). Ich bitte, die Beschlußfassung des 
Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister der Justiz. 

Der Bundesrat hat in seiner 347. Sitzung am 23. Januar 1970 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem 
Entwurf wie aus der Anlage 2 ersichtlich Stellung zu nehmen 
Im übrigen hat der Bundesrat gegen den Entwurf keine Ein- 
wendungen erhoben. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des 
Bundesrates ist in der Anlage 3 dargelegt. 


Brandt 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung der Amtsbezeichnungen der Richter 
und der Präsidialverfassung der Gerichte 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

Artikel I 

Änderung des Deutschen Richtergesetzes 

Das Deutsche Richtergesetz wird wie folgt ge- 
ändert: 

1. § 14 Abs. 2 fällt weg. 

2. Nach § 19 wird folgender § 19 a eingefügt: 

,§ 19 a 

Amtsbezeichnungen 

(1) Amtsbezeichnungen der Richter auf Lebens- 
zeit und der Richter auf Zeit sind „Richter", 
„Vorsitzender Richter" oder „Präsident" mit 
einem das Gericht bezeichnenden Zusatz („Richter 
am . . „Vorsitzender Richter am . . .", „Präsi- 
dent des . . ."). 

(2) Richter kraft Auftrags führen im Dienst die 
Amtsbezeichnung „Richter" mit einem das Ge- 
richt bezeichnenden Zusatz („Richter am . . 

3. In § 54 Abs. 1 Satz 4 wird „Senatspräsident" 
durch „Vorsitzender Richter" ersetzt. 

4. Nach § 120 wird folgender § 120 a eingefügt: 

„§ 120 a 

Besondere Vorschriften über Amtsbezeichnungen 

(1) Die Vorschriften dieses Gesetzes über die 
Amtsbezeichnungen gelten nicht für die Richter 
des Bundesverfassungsgerichts. 

(2) Die Amtsbezeichnungen der Vizepräsiden- 
ten der obersten Gerichtshöfe des Bundes bleiben 
unberührt." 


Artikel II 

Änderung des Gerichtsverfassungsgesetzes 

Das Gerichtsverfassungsgesetz wird wie folgt ge- 
ändert: 

1. Der erste Titel erhält folgende Überschrift: 


„Erster Titel 
Gerichtsbarkeit" 

2. §10 fällt weg. 

3. Die Überschrift vor § 12 fällt weg. 

4. Nach § 21 wird der folgende Titel eingefügt: 

„Zweiter Titel 

Allgemeine Vorschriften über das Präsidium 
und die Geschäftsverteilung 

§ 21 a 

(1) Bei jedem Gericht wird ein Präsidium ge- 
bildet. 

(2) Das Präsidium besteht aus dem Präsiden- 
ten oder aufsichtführenden Richter als Vor- 
sitzenden und 

1. bei Gerichten mit mindestens zwanzig Rich- 
terplanstellen aus acht gewählten Richtern, 

2. bei Gerichten mit mindestens acht Richter- 
planstellen aus vier gewählten Richtern, 

3. bei den anderen Gerichten aus den nach 
§ 21 b Abs. 1 wählbaren Richtern. 

Die Hälfte der gewählten Richter sind bei den 
Landgerichten, bei den Oberlandesgerichten und 
beim Bundesgerichtshof Vorsitzende Richter; 
sind bei einem Gericht nicht mehr als die hier- 
nach zu wählenden Vorsitzenden Richter vor- 
handen, so gelten diese als gewählt. 

§ 21 b 

(1) Wahlberechtigt sind die Richter auf Le- 
benszeit, denen bei dem Gericht ein Richteramt 
übertragen ist, sowie die bei dem Gericht täti- 
gen Richter auf Probe, Richter kraft Auftrags 
und die für eine Dauer von mindestens drei Mo- 
naten abgeordneten Richter. Wählbar sind die 
Richter auf Lebenszeit, denen bei dem Gericht 
ein Richteramt übertragen ist. Nicht wahlberech- 
tigt und nicht wählbar sind Richter, die an ein 
anderes Gericht für mehr als drei Monate oder 
an eine Verwaltungsbehörde abgeordnet sind. 

(2) Jeder Wahlberechtigte wählt die durch 
§ 21 a Abs. 2 bestimmte Zahl von Richtern, und 
zwar bei den Landgerichten, bei den Oberlan- 
desgerichten und beim Bundesgerichtshof je- 
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weils eine gleiche Zahl von Vorsitzenden Rich- 
tern und weiteren Richtern. In den Fällen des 
§ 21 a Abs. 2 Satz 2 Halbsatz 2 wählt jeder 
Wahlberechtigte so viele weitere Richter, bis 
die in § 21 a Abs. 2 Satz 1 bestimmte Zahl von 
Richtern erreicht ist. 

(3) Die Wahl ist unmittelbar und geheim. Ge- 

wählt ist, wer die meisten Stimmen auf sich ver- 
einigt. Bei Stimmengleichheit entscheidet das 
Los. I 

(4) Die Mitglieder werden für vier Jahre ge- 
wählt. Alle zwei Jahre scheidet die Hälfte aus. 
Die zum ersten Mal ausscheidenden Mitglieder 
werden durch das Los bestimmt. 

(5) Das Wahlverfahren wird durch eine 
Rechtsverordnung geregelt, die von der Bun- 
desregierung erlassen wird. 

§ 21 c 

(1) Bei einer Verhinderung des Präsidenten 
oder aufsichtführenden Richters tritt sein Ver- 
treter (§ 21 h) an seine Stelle. Die gewählten 
Mitglieder des Präsidiums werden nicht ver- 
treten. 

(2) Scheidet ein gewähltes Mitglied des Prä- 
sidiums aus dem Gericht aus, wird es an ein an- 
deres Gericht für mehr als drei Monate oder an 
eine Verwaltungsbehörde abgeordnet oder wird 
es kraft Gesetzes Mitglied des Präsidiums, so 
tritt an seine Stelle der durch die Wahl Nächst- 
berufene. 

(3) Wird ein Mitglied des Präsidiums zum 
Vorsitzenden Richter ernannt und ist seine 
Wahlzeit bei der nächsten Wahl, die nach § 21 b 
Abs. 4 stattfindet, noch nicht abgelaufen, so sind 
bei dieser Wahl ein Vorsitzender Richter weni- 
ger und ein weiterer Richter zusätzlich zu wäh- 
len. 

§ 21 d 

Für die Größe des Präsidiums ist die Zahl der 
Richterplanstellen am Ablauf des Tages maß- 
gebend, der dem Tage, an dem das Geschäfts- | 
jahr beginnt, um sechs Monate vorhergeht. Ist 
die Zahl der Richterplanstellen bei einem Ge- 
richt mit einem Präsidium nach § 21 a Abs. 2 
Satz 1 Nr. 1 unter zwanzig gefallen, so sind bei 
der nächsten Wahl, die nach § 21 b Abs. 4 statt- 
findet, zwei Richter zu wählen; neben den nach 
§ 21 b Abs. 4 ausscheidenden Mitgliedern schei- 
den zwei weitere Mitglieder aus, die durch das 
Los bestimmt werden. Ist die Zahl der Richter- 
planstellen bei einem Gericht mit einem Präsi- 
dium nach § 21 a Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 über neun- 
zehn gestiegen, so sind bei der nächsten Wahl, 
die nach § 21 b Abs. 4 stattfindet, sechs Richter 
zu wählen,* hiervon scheiden zwei Mitglieder, 
die durch das Los bestimmt werden, nach zwei 
Jahren aus. 


§ 21 e 

(1) Das Präsidium bestimmt die Besetzung der 
Spruchkörper, bestellt die Untersuchungsrichter 
und die Ermittlungsrichter, regelt die Vertre- 
tung und verteilt die Geschäfte. Es trifft diese 
Anordnungen vor dem Beginn des Geschäfts- 
jahres für dessen Dauer. Der Präsident be- 
stimmt, welche richterlichen Aufgaben er wahr- 
nimmt. Jeder Richter kann mehreren Spruch- 
körpern angehören. 

(2) Vor der Geschäftsverteilung ist den Vor- 
sitzenden Richtern, die nicht Mitglieder des Prä- 
sidiums sind, Gelegenheit zu einer Äußerung 
zu geben. 

(3) Die Anordnungen nach Absatz 1 dürfen im 
Laufe des Geschäftsjahres nur geändert werden, 
wenn dies wegen Überlastung oder ungenügen- 
der Auslastung eines Richters oder Spruchkör- 
pers oder infolge Wechsels oder dauernder Ver- 
hinderung einzelner Richter nötig wird. 

(4) Das Präsidium kann anordnen, daß ein 
Richter oder Spruchkörper, der in einer Sache 
tätig geworden ist, für diese nach einer Ände- 
rung der Geschäftsverteilung zuständig bleibt. 

(5) Soll ein Richter einem anderen Spruchkör- 
per zugeteilt werden, so hat das Präsidium ihm 
vorher Gelegenheit zu einer Äußerung zu ge- 
ben. 

(6) Das Präsidium entscheidet mit Stimmen- 
mehrheit; bei Stimmengleichheit gibt die Stimme 
des Vorsitzenden den Ausschlag. 


§ 21 f 

(1) Den Vorsitz in den Spruchkörpern führen 
der Präsident und bei den Landgerichten, bei 
den Oberlandesgerichten sowie bei dem Bun- 
desgerichtshof die Vorsitzenden Richter. 

(2) Bei Verhinderung des Vorsitzenden führt - 
den Vorsitz das vom Präsidium bestimmte Mit- 
glied des Spruchkörpers. Ist auch dieser Ver- 
treter verhindert, führt das dienstälteste, bei 
gleichem Dienstalter das lebensälteste Mitglied 
des Spruchkörpers den Vorsitz. 


§ 21 g 

Innerhalb des mit mehreren Richtern besetz- 
ten Spruchkörpers verteilt der Vorsitzende die 
Geschäfte auf die Mitglieder. 

§ 21 h 

Der Präsident oder aufsichtführende Richter 
wird in seinen durch dieses Gesetz bestimmten 
Geschäften, die nicht durch das Präsidium zu 
verteilen sind, durch seinen ständigen Vertre- 
ter, bei mehreren ständigen Vertretern durch 
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den dienstältesten, bei gleichem Dienstalter ! 
durch den lebensältesten von ihnen vertreten. 
Ist ein ständiger Vertreter nicht bestellt oder 
ist er verhindert, wird der Präsident oder auf- 
sichtführende Richter durch den dienstältesten, 
bei gleichem Dienstalter durch den lebensälte- 
sten Richter vertreten. 

§21 i 

(1) Das Präsidium ist auch beschlußfähig, 
wenn einzelne Mitglieder verhindert sind. 

(2) Sofern eine Entscheidung des Präsidiums 
nicht rechtzeitig ergehen kann, werden die in 
§ 21 e bezeichneten Anordnungen von dem Prä- 
sidenten oder aufsichtführenden Richter getrof- 
fen. Die Gründe für die getroffene Anordnung 
sind schriftlich niederzulegen. Die Anordnung 
ist dem Präsidium unverzüglich vorzulegen. Sie 
bleibt in Kraft, solange das Präsidium nicht an- 
derweit beschließt." 

5. § 22 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Einem Amtsrichter kann zugleich ein 
weiteres Richteramt bei einem anderen 
Amtsgericht oder bei einem Landgericht 
übertragen werden." 

b) Absatz 3 Satz 2 zweiter Halbsatz fällt weg. 

c) Folgender Absatz 5 wird angefügt: 

„(5) Es können Richter auf Probe und Rich- 
ter kraft Auftrags verwendet werden." 

6. Die bisherigen §§ 22 a bis 22 c fallen weg. 

7. Als neuer § 22 a wird eingefügt: 

i, § 22 a 

Bei Amtsgerichten mit weniger als vier Rich- 
terplanstellen gehört der Präsident des über- 
geordneten Landgerichts oder, wenn der Amts- 
gerichtspräsident eines anderen Amtsgerichts 
die Dienstaufsicht ausübt, dieser Präsident dem 
Präsidium als Vorsitzender an." 

8. Als neuer § 22 b wird eingefügt: 

„§ 22 b 

(1) Ist ein Amtsgericht nur mit einem Richter 
besetzt, so beauftragt das Präsidium des Land- 
gerichts einen Richter seines Bezirks mit der 
ständigen Vertretung des Amtsrichters. 

(2) Wird an einem Amtsgericht die vorüber- 
gehende Vertretung durch einen Richter eines 
anderen Gerichts nötig, so beauftragt das Prä- 
sidium des Landgerichts einen Richter seines 
Bezirks längstens für zwei Monate mit der Ver- 
tretung. 


(3) In Eilfällen kann der Präsident des 
Landgerichts einen zeitweiligen Vertreter be- 
stellen. Bei Amtsgerichten, über die der Amts- 
gerichtspräsident eines anderen Amtsgerichts 
die Dienstaufsicht ausübt, steht diese Befugnis 
dem Amtsgerichtspräsidenten zu. Die Gründe 
für die getroffene Anordnung sind schriftlich 
niederzulegen." 

9. § 59 erhält folgende Fassung: 

„§ 59 

(1) Die Landgerichte werden mit einem Präsi- 
denten sowie mit Vorsitzenden Richtern und 
weiteren Richtern besetzt. 

(2) Den Richtern kann gleichzeitig ein weite- 
res Richteramt bei einem Amtsgericht übertra- 
gen werden. 

(3) Es können Richter auf Probe und Richter 
kraft Auftrags verwendet werden." 

i 

i 

10. § 60 erhält folgende Fassung: 

„§ 60 

Bei den Landgerichten werden Zivil- und 
Strafkammern gebildet und Untersuchungsrich- 
ter bestellt." 

11. Die §§ 61 bis 69 fallen weg. 

12. In § 78 Abs. 2 Satz 2 werden die Worte „nach 
§ 63" gestrichen. 

13. § 1 1 5 erhält folgende Fassung: 

„§ 115 

Die Oberlandesgerichte werden mit einem 
Präsidenten sowie mit Vorsitzenden Richtern 
und weiteren Richtern besetzt." 

14. § 116 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Bei den Oberlandesgerichten werden Zi- 
vil- und Strafsenate gebildet. Bei den nach § 120 
zuständigen Oberlandesgerichten werden Un- 
tersuchungsrichter und Ermittlungsrichter be- 
stellt; zum Untersuchungsrichter oder zu dessen 
Vertreter für einen Teil seiner Geschäfte sowie 
zum Ermittlungsrichter kann auch jedes Mit- 
glied eines anderen Oberlandesgerichts, das 
in dem in § 120 bezeichneten Gebiet seinen Sitz 
hat, bestellt werden." 

15. § 117 erhält folgende Fassung: 

„§ 117 

Die Vorschrift des § 70 Abs. 1 ist entspre- 
chend anzuwenden." 
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16. § 124 erhält folgende Fassung: 

„§ 124 

Der Bundesgerichtshof wird mit einem Präsi- 
denten sowie mit Vorsitzenden Richtern und 
weiteren Richtern besetzt." 

17. § 130 Abs. 1 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„Bei dem Bundesgerichtshof werden Zivil- 
und Strafsenate gebildet und Ermittlungsrichter 
bestellt." 

18. § 131 fällt weg. 

19. In § 132 Abs. 5 Satz 2 wird „Präsidenten" durch 
„Vorsitzenden Richter" und „Präsident" durch 
„Vorsitzende Richter" ersetzt. 

20. Dem § 157 wird folgender Absatz 2 angefügt: 

„(2) Die Erledigung von Rechtshilfeersuchen 
mit Ausnahme der Beeidigung kann im Einzel- 
fall Referendaren, die mindestens sechs Monate 
im juristischen Vorbereitungsdienst tätig sind, 
übertragen werden." 

Artikel III 

Änderung der Strafprozeßordnung 

Die Strafprozeßordnung wird wie folgt geändert: 

1. In § 168 a fallen die bisherigen Absätze 2 und 3 
weg. Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 2. 

2. § 185 erhält folgende Fassung: 

„§ 185 

Der Untersuchungsrichter kann die Amtsrichter 
um die Vornahme einzelner Untersuchungshand- 
lungen ersuchen. Dies gilt nicht, wenn der Amts- 
richter mit dem Untersuchungsrichter denselben 
Amtssitz hat." 

3. § 186 fällt weg. 

Artikel IV 

Änderung der Verwaltungsgerichtsordnung 

Die Verwaltungsgerichtsordnung wird wie folgt 
geändert: 

1. § 5 erhält folgende Fassung: 

„§ 5 

(1) Bei jedem Gericht wird ein Präsidium ge- 
bildet. 

(2) Das Präsidium besteht aus dem Präsiden- 
ten als Vorsitzenden und 

1. bei Gerichten mit mindestens zwanzig Rich- 
terplanstellen aus acht gewählten Richtern, 


2. bei Gerichten mit mindestens acht Richter- 
planstellen aus vier gewählten Richtern, 

3. bei den anderen Gerichten aus den nach § 5 a 
Abs. 1 wählbaren Richtern. 

Die Hälfte der gewählten Richter sind Vorsit- 
zende Richter; sind bei einem Gericht nicht mehr 
als die hiernach zu wählenden Vorsitzenden Rich- 
ter vorhanden, so gelten diese als gewählt." 

2. Nach § 5 werden folgende §§ 5 a bis 5 c einge- 
fügt: 

„§ 5 a 

(1) Wahlberechtigt sind die Richter auf Le- 
benszeit, denen bei dem Gericht ein Richteramt 
übertragen ist, sowie die bei dem Gericht tätigen 
Richter auf Probe, Richter kraft Auftrags und die 
für eine Dauer von mindestens drei Monaten 
abgeordneten Richter. Wählbar sind die Richter 
auf Lebenszeit, denen bei dem Gericht ein Rich- 
teramt übertragen ist. Nicht wahlberechtigt und 
nicht wählbar sind Richter, die an ein anderes 
Gericht für mehr als drei Monate oder an eine 
Verwaltungsbehörde abgeordnet sind. 

(2) Jeder Wahlberechtigte wählt die durch § 5 
Abs. 2 bestimmte Zahl von Richtern, und zwar 
jeweils eine gleiche Zahl von Vorsitzenden Rich- 
tern und weiteren Richtern. In den Fällen des 
§ 5 Abs. 2 Satz 2 Halbsatz 2 wählt jeder Wahl- 
berechtigte so viele weitere Richter, bis die in 
§ 5 Abs. 2 Satz 1 bestimmte Zahl von Richtern 
erreicht ist. 

(3) Die Wahl ist unmittelbar und geheim. Ge- 
wählt ist, wer die meisten Stimmen auf sich ver- 
einigt. Bei Stimmengleichheit entscheidet das Los. 

(4) Die Mitglieder werden für vier Jahre ge- 
wählt. Alle zwei Jahre scheidet die Hälfte aus. 
Die zum ersten Mal ausscheidenden Mitglieder 
werden durch das Los bestimmt. 

(5) Das Wahlverfahren richtet sich nach der 
gemäß § 21 b Abs. 5 des Gerichtsverfassungs- 
gesetzes zu erlassenden Wahlordnung. 

§ 5b 

(1) Bei einer Verhinderung des Präsidenten 
tritt sein Vertreter (§ 8 a) an seine Stelle. Die ge- 
wählten Mitglieder des Präsidiums werden nicht 
vertreten. 

(2) Scheidet ein gewähltes Mitglied des Präsi- 
diums aus dem Gericht aus, wird es an ein an- 
deres Gericht für mehr als drei Monate oder an 
eine Verwaltungsbehörde abgeordnet oder wird 
es kraft Gesetzes Mitglied des Präsidiums, so 
tritt an seine Stelle der durch die Wahl Nächst- 
berufene. 

(3) Wird ein Mitglied des Präsidiums zum 
Vorsitzenden Richter ernannt und ist seine Wahl- 
zeit bei der nächsten Wahl, die nach § 5 a Abs. 4 
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stattfindet, noch nicht abgelaufen, so sind bei j 
dieser Wahl ein Vorsitzender Richter weniger ; 
und ein weiterer Richter zusätzlich zu wählen. 

t 

§ 5 c i 

Für die Größe des Präsidiums ist die Zahl der | 
Richterplanstellen am Ablauf des Tages maßge- 
bend, der dem Tage, an dem das Geschäftsjahr , 
beginnt, um sechs Monate vorhergeht. Ist die j 
Zahl der Richterplanstellen bei einem Gericht mit j 
einem Präsidium nach § 5 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 j 
unter zwanzig gefallen, so sind bei der nächsten 
Wahl, die nach § 5 a Abs. 4 stattfindet, zwei j 
Richter zu wählen; neben den nach § 5 a Abs. 4 | 
ausscheidenden Mitgliedern scheiden zwei wei- j 
tere Mitglieder aus, die durch das Los bestimmt 
werden. Ist die Zahl der Richterplanstellen bei 
einem Gericht mit einem Präsidium nach § 5 
Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 über neunzehn gestiegen, so 
sind bei der nächsten Wahl, die nach § 5 a Abs. 4 
stattfindet, sechs Richter zu wählen; hiervon 
scheiden zwei Mitglieder, die durch das Los be- 
stimmt werden, nach zwei Jahren aus." 

3. § 6 erhält folgende Fassung: 

„§ 6 

(1) Das Präsidium verteilt vor Beginn des Ge- 
schäftsjahres für dessen Dauer die Geschäfte, be- 
stimmt die Besetzung der Spruchkörper und 
regelt die Vertretung. Der Präsident bestimmt, 
welche richterlichen Aufgaben er wahrnimmt. 
Jeder Richter kann mehreren Spruchkörpern an- 
gehören. 

(2) Vor der Geschäftsverteilung ist den Vor- 
sitzenden Richtern, die nicht Mitglieder des Prä- 
sidiums sind, Gelegenheit zu einer Äußerung zu 
geben. 

(3) Die Anordnungen nach Absatz 1 dürfen im 
Laufe des Geschäftsjahres nur geändert werden, 
wenn dies wegen Überlastung oder ungenügen- 
der Auslastung eines Richters oder Spruchkör- 
pers oder infolge Wechsels oder dauernder Ver- 
hinderung einzelner Richter notig wird. 

(4) Das Präsidium kann anordnen, daß ein 
Richter oder Spruchkörper, der in einer Sache 
tätig geworden ist, für diese nach einer Ände- 
rung der Geschäftsverteilung zuständig bleibt. 


(2) Bei Verhinderung des Vorsitzenden führt 
den Vorsitz das vom Präsidium bestimmte Mit- 
glied des Spruchkörpers. Ist auch dieser Ver- 
treter verhindert, führt das dienstälteste, bei 
gleichem Dienstalter das lebensälteste Mitglied 
des Spruchkörpers den Vorsitz." 

5. § 8 erhält folgende Fassung: 

»§ B 

Innerhalb des Spruchkörpers verteilt der Vor- 
sitzende die Geschäfte auf die Mitglieder." 

3. Nach § 8 werden folgende §§ 8 a und 8 b einge- 
fügt: 

„§ 8 a 

Der Präsident wird in seinen durch dieses Ge- 
setz bestimmten Geschäften, die nicht durch das 
Präsidium zu verteilen sind, durch seinen stän- 
digen Vertreter, bei mehreren ständigen Ver- 
tretern durch den dienstältesten, bei gleichem 
Dienstalter durch den lebensältesten von ihnen 
vertreten. Ist ein ständiger Vertreter nicht be- 
stellt oder ist er verhindert, wird der Präsident 
oder aufsichtführende Richter durch den dienst- 
ältesten, bei gleichem Dienstalter durch den 
lebensältesten Richter vertreten. 

§ 8b 

(1) Das Präsidium ist auch beschlußfähig, 
wenn einzelne Mitglieder verhindert sind. 

(2) Sofern eine Entscheidung des Präsidiums 
nicht rechtzeitig ergehen kann, werden die in § 6 
bezeichneten Anordnungen von dem Präsidenten 
getroffen. Die Gründe für die getroffene Anord- 
nung sind schriftlich niederzulegen. Die Anord- 
nung ist dem Präsidium unverzüglich vorzulegen. 
Sie bleibt in Kraft, solange das Präsidium nicht 
anderweit beschließt." 

7. In § 9 Abs. 4 und in § 10 Abs. 4 wird jeweils nach 
Ziffer „8" der Buchstabe „b" eingefügt. 

Artikel V 

Änderung der Finanzgerichtsordnung 


(5) Soll ein Richter einem anderen Spruchkör- 
per zugeteilt werden, so hat das Präsidium ihm 
vorher Gelegenheit zu einer Äußerung zu geben. 

(6) Das Präsidium entscheidet mit Stimmen- 
mehrheit; bei Stimmengleichheit gibt die Stimme 
des Vorsitzenden den Ausschlag." 

4. § 7 erhält folgende Fassung: 

„§ 7 

(1) Den Vorsitz in den Spruchkörpern führen 
der Präsident und die Vorsitzenden Richter. 


Die Finanzgerichtsordnung wird wie folgt geän- 
dert: 

1. Die §§ 5 bis 9 erhalten folgende Fassung: 

.5 5 

(1) Bei jedem Gericht wird ein Präsidium ge- 
bildet. 

(2) Das Präsidium besteht aus dem Präsiden- 
ten als Vorsitzenden und 

1. bei Gerichten mit mindestens zwanzig Rieh 
terplanstellen aus acht gewählten Richtern, 
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2. bei Gerichten mit mindestens acht Rieht er- 
planstellen aus vier gewählten Richtern, 

3. bei den anderen Gerichten aus den nach § 6 
Abs. 1 wählbaren Richtern. 

Die Hälfte der gewählten Richter sind Vorsit- 
zende Richter; sind bei einem Gericht nicht mehr 
als die hiernach zu wählenden Vorsitzenden Rich- 
ter vorhanden, so gelten diese als gewählt. 


§ 6 

(1) Wahlberechtigt sind die Richter auf Le- 
benszeit, denen bei dem Gericht ein Richteramt 
übertragen ist, sowie die bei dem Gericht tätigen 
Richter auf Probe, Richter kraft Auftrags und die 
für eine Dauer von mindestens drei Monaten ab- 
geordneten Richter. Wählbar sind die Richter auf 
Lebenszeit, denen bei dem Gericht ein Richter- 
amt übertragen ist. Nicht wahlberechtigt und 
nicht wählbar sind Richter, die an ein anderes 
Gericht für mehr als drei Monate oder an eine 
Verwaltungsbehörde abgeordnet sind. 

(2) Jeder Wahlberechtigte wählt die durch § 5 
Abs. 2 bestimmte Zahl von Richtern, und zwar 
eine gleiche Zahl von Vorsitzenden Richtern und 
weiteren Richtern. In den Fällen des § 5 Abs. 2 
Satz 2 Halbsatz 2 wählt jeder Wahlberechtigte 
so viele weitere Richter, bis die in § 5 Abs. 2 
Satz 1 bestimmte Zahl von Richtern erreicht ist. 

(3) Die Wahl ist unmittelbar und geheim. Ge- 
wählt ist, wer die meisten Stimmen auf sich ver- 
einigt. Bei Stimmengleichheit entscheidet das Los. 

(4) Die Mitglieder werden für vier Jahre ge- 
wählt. Alle zwei Jahre scheidet die Hälfte aus. 
Die zum ersten Mal ausscheidenden Mitglieder 
werden durch das Los bestimmt. 

(5) Das Wahlverfahren richtet sich nach der 
gemäß § 21 b Abs. 5 des Gerichtsverfassungs- 
gesetzes zu erlassenden Wahlordnung. 


§ 7 

(1) Bei einer Verhinderung des Präsidenten 
tritt sein Vertreter (§ 9 c) an seine Stelle. Die 
gewählten Mitglieder des Präsidiums werden 
nicht vertreten. % 

(2) Scheidet ein gewähltes Mitglied des Präsi- 
diums aus dem Gericht aus, wird es an ein ande- 
res Gericht für mehr als drei Monate oder an 
eine Verwaltungsbehörde abgeordnet oder wird 
es kraft Gesetzes Mitglied des Präsidiums, so 
tritt an seine Stelle der durch die Wahl Nächst- 
berufene. 

(3) Wird ein Mitglied des Präsidiums zum 
Vorsitzenden Richter ernannt und ist seine Wahl- 
zeit bei der nächsten Wahl, die nach § 6 Abs. 4 
stattfindet, noch nicht abgelaufen, so sind bei die- 
ser Wahl ein Vorsitzender Richter weniger und 
ein weiterer Richter zusätzlich zu wählen. 


§ 8 

Für die Größe des Präsidiums ist die Zahl der 
Richterplanstellen am Ablauf des Tages maß- 
gebend, der dem Tage, an dem das Geschäftsjahr 
beginnt, um sechs Monate vorhergeht. Ist die 
Zahl der Richterplanstellen bei einem Gericht mit 
einem Präsidium nach § 5 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 
unter zwanzig gefallen, so sind bei der nächsten 
Wahl, die nach § 6 Abs. 4 stattfindet, zwei Rich- 
ter zu wählen; neben den nach § 6 Abs. 4 aus- 
scheidenden Mitgliedern scheiden zwei weitere 
Mitglieder aus, die durch das Los bestimmt wer- 
den. Ist die Zahl der Richterplanstellen bei einem 
Gericht mit einem Präsidium nach § 5 Abs. 2 
Satz 1 Nr. 2 über neunzehn gestiegen, so sind 
bei der nächsten Wahl, die nach § 6 Abs. 4 statt- 
findet, sechs Richter zu wählen; hiervon scheiden 
zwei Mitglieder, die durch das Los bestimmt wer- 
den, nach zwei Jahren aus. 


§ 9 

(1) Das Präsidium verteilt vor Beginn des Ge- 
schäftsjahres für dessen Dauer die Geschäfte, be- 
stimmt die Besetzung der Senate und regelt die 
Vertretung. Der Präsident bestimmt, welche rich- 
terlichen Aufgaben er wahrnimmt. Jeder Richter 
kann mehreren Senaten angehören. 

(2) Vor der Geschäftsverteilung ist den Vor- 
sitzenden Richtern, die nicht Mitglieder des Prä- 
sidiums sind, Gelegenheit zu einer Äußerung zu 
geben. 

(3) Die Anordnungen nach Absatz 1 dürfen im 
Laufe des Geschäftsjahres nur geändert werden, 
wenn dies wegen Überlastung oder ungenügen- 
der Auslastung eines Richters oder Senats oder 
infolge Wechsels oder dauernder Verhinderung 
einzelner Richter nötig wird. 

(4) Das Präsidium kann anordnen, daß ein 
Richter oder Senat, der in einer Sache tätig ge- 
worden ist, für diese nach einer Änderung der 
Geschäftsverteilung zuständig bleibt. 

(5) Soll ein Richter einem anderen Senat zu- 
geteilt werden, so hat das Präsidium ihm vorher 
Gelegenheit zu einer Äußerung zu geben. 

(6) Das Präsidium entscheidet mit Stimmen- 
mehrheit; bei Stimmengleichheit gibt die Stimme 
des Vorsitzenden den Ausschlag." 

2. Nach § 9 werden folgende §§ 9 a bis 9d einge- 
fügt: 


§ 9a 


(1) Den Vorsitz in den Senaten führen der 
Präsident und die Vorsitzenden Richter. 


(2) Bei Verhinderung des Vorsitzenden führt 
den Vorsitz das vom Präsidium bestimmte Mit- 
glied des Senats. Ist auch dieser Vertreter ver- 
hindert, führt das dienstälteste, bei gleichem 
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Dienstalter das lebensälteste Mitglied des Senats 
den Vorsitz. 

§ 9b 

Innerhalb des Senats verteilt der Vorsitzende 
die Geschäfte auf die Mitglieder. 

§ 9c 

Der Präsident wird in seinen durch dieses Ge- 
setz bestimmten Geschäften, die nicht durch das 
Präsidium zu verteilen sind, durch seinen ständi- 
gen Vertreter, bei mehreren ständigen Vertre- 
tern durch den dienstältesten, bei gleichem 
Dienstalter durch den lebensältesten von ihnen 
vertreten. Ist ein ständiger Vertreter nicht be- 
stellt oder ist er verhindert, wird der Präsident 
durch den dienstältesten, bei gleichem Dienstalter 
durch den lebensältesten Richter vertreten. 

§ 9 d 

(1) Das Präsidium ist auch beschlußfähig, wenn 
einzelne Mitglieder verhindert sind. 

(2) Sofern eine Entscheidung des Präsidiums 
nicht rechtzeitig ergehen kann, werden die in § 9 
bezeichneten Anordnungen von dem Präsidenten 
getroffen. Die Gründe für die getroffene Anord- 
nung sind schriftlich niederzulegen. Die Anord- 
nung ist dem Präsidium unverzüglich vorzu- 
legen. Sie bleibt in Kraft, solange das Präsidium 
nicht anderweit beschließt." 

3. In § 10 Abs. 4 wird nach Ziffer „9" der Buch- 
stabe „d" eingefügt. 

A r t i k e 1 VI 

Änderung des Arbeitsgerichtsgesetzes 

Das Arbeitsgerichtsgesetz wird wie folgt geän- 
dert: 

1. Nach § 6 wird folgender § 6 a eingefügt: 

„§ 6 a 
Präsidium 

(1) Bei jedem Gericht für Arbeitssachen wird 
ein Präsidium gebildet. 

(2) Das Präsidium besteht aus dem Präsiden- 
den oder aufsichtführenden Richter als Vorsit- 
zenden und 

1. bei Gerichten mit mindestens zwanzig Rich- 
terplanstellen aus acht gewählten Richtern, 

2. bei Gerichten mit mindestens acht Richter- 
planstellen aus vier gewählten Richtern, 

3. bei den anderen Gerichten aus den nach 
Absatz 3 wählbaren Richtern. 

Die Hälfte der gewählten Richter sind beim 
Bundesarbeitsgericht Vorsitzende Richter. 


(3) Wahlberechtigt sind die Richter auf Lebens- 
zeit, denen bei dem Gericht ein Richteramt über- 
tragen ist, sowie die bei dem Gericht tätigen 
Richter auf Probe, Richter kraft Auftrags und die 
für eine Dauer von mindestens drei Monaten 
abgeordneten Richter. Wählbar sind die Richter 
auf Lebenszeit, denen bei dem Gericht ein Rich- 
teramt übertragen ist. Nicht wahlberechtigt und 
nicht wählbar sind Richter, die an ein anderes 
Gericht für mehr als drei Monate oder an eine 
Verwaltungsbehörde abgeordnet sind. 

(4) Jeder Wahlberechtigte wählt die durch 
Absatz 2 bestimmte Zahl von Richtern, und zwar 
beim Bundesarbeitsgericht jeweils eine gleiche 
Zahl von Vorsitzenden Richtern und weiteren 
Richtern. 

(5) Die Wahl ist unmittelbar und geheim. Ge- 
wählt ist, wer die meisten Stimmen auf sich ver- 
einigt. Bei Stimmengleichheit entscheidet das 
Los. 

(6) Die Mitglieder des Präsidiums werden für 
vier Jahre gewählt. Alle zwei Jahre scheidet die 
Hälfte aus. Die zum ersten Mal ausscheidenden 
Mitglieder werden durch das Los bestimmt. 

(7) Das Wahlverfahren richtet sich nach der 
gemäß § 21 b Abs. 5 des Gerichtsverfassungs- 
gesetzes zu erlassenden Wahlordnung. 

(8) §§ 21 c, 21 d, 21 h und § 21 i Abs. 1 des 
Gerichtsverfassungsgesetzes gelten entspre- 
chend." 

2. § 30 erhält folgende Fassung: 

„§ 30 

Geschäftsverteilung, Besetzung der Kammern 
und Fachkammern 

(1) Vor Beginn des Geschäftsjahres werden 
die Geschäfte auf die einzelnen Kammern ver- 
teilt, die Vorsitzenden und die Arbeitsrichter 
den einzelnen Kammern zugeteilt und die Ver- 
tretung geregelt. Die Vorsitzenden und die 
Arbeitsrichter können mehreren Kammern ange- 
hören. Der aufsichtführende Richter bestimmt 
die Kammer, in der er tätig wird. Ist ein Arbeits- 
gericht nur mit einem Vorsitzenden besetzt, so 
beauftragt das Präsidium des Landesarbeitsge- 
richts einen Richter seines Bezirks mit der stän- 
digen Vertretung des Vorsitzenden. § 22 b des 
Gerichtsverfassungsgesetzes gilt entsprechend. 

(2) Vor der Geschäftsverteilung ist den Vor- 
sitzenden, die nicht Mitglieder des Präsidiums 
sind, Gelegenheit zu einer Äußerung zu geben. 

(3) Die in Absatz 1 bezeichneten Anordnungen 
dürfen im Laufe des Geschäftsjahres nur geän- 
dert werden, wenn dies wegen Überlastung oder 
ungenügender Auslastung eines Vorsitzenden, 
eines Arbeitsrichters oder einer Kammer oder 
infolge Wechsels oder dauernder Verhinderung 
einzelner Vorsitzender oder Arbeitsrichter nötig 
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wird. Es kann angeordnet werden, daß ein Vor- 
sitzender oder eine Kammer in einer bereits 
anhängigen Sache nach einer Änderung der Ge- 
schäftsverteilung zuständig bleibt. 

(4) Die in den Absätzen 1 und 3 bezeichneten 
Anordnungen trifft das Präsidium (§ 6 a). Es ent- 
scheidet mit Stimmenmehrheit. Bei Stimmen- 
gleichheit gibt die Stimme des Vorsitzenden den 
Ausschlag. Bei einem Arbeitsgericht mit weniger 
als drei Richterplanstellen entscheiden der auf- 
sichtführende Vorsitzende oder, wenn zwei Vor- 
sitzende vorhanden sind, diese im Einverneh- 
men. Einigen sich die Vorsitzenden nicht, so ent- 
scheidet das Präsidium des Landesarbeitsgerichts, 
oder, soweit ein solches nicht besteht, der Prä- 
sident des Landesarbeitsgerichts. 

(5) Sofern eine Entscheidung des Präsidiums 
nicht rechtzeitig ergehen kann, werden die in 
Absatz 1 bezeichneten Anordnungen von dem 
aufsichtführenden Richter getroffen. Die Gründe 
für die getroffene Anordnung sind schriftlich 
niederzulegen. Die Anordnung ist dem Präsidium 
unverzüglich vorzulegen. Sie bleibt in Kraft, 
solange das Präsidium nicht anderweit be- 
schließt. 

(6) Die Arbeitsrichter einer Fachkammer sol- 
len aus den Kreisen der Arbeitnehmer und 
der Arbeitgeber entnommen werden, für die 
die Fachkammer gebildet ist. Werden für Strei- 
tigkeiten der in § 22 Abs. 2 Nr. 2 bezeichneten 
Angestellten Fachkammern gebildet, so dürfen 
ihnen diese Angestellten nicht als Arbeitsrichter 
aus Kreisen der Arbeitgeber angehören. Wird 
die Zuständigkeit einer Fachkammer gemäß § 17 
Abs. 3 erstreckt, so sollen die Arbeitsrichter 
diese Kammer aus den Bezirken derjenigen 
Arbeitsgerichte berufen werden, für deren Be- 
zirke die Fachkammer zuständig ist.“ 

3. § 39 erhält folgende Fassung: 

„§ 39 

Geschäftsverteilung, Besetzung der Kammern 

(1) Vor Beginn des Geschäftsjahres werden die 
Geschäfte auf die einzelnen Kammern verteilt, 
die Vorsitzenden und die Landesarbeitsrichter 
den einzelnen Kammern zugeteilt und die Ver- 
tretung geregelt. Die Vorsitzenden und die Lan- 
desarbeitsrichter können mehreren Kammern 
angehören. Der Präsident bestimmt die Kammer, 
in der er tätig wird. § 30 Abs. 2 und 3, Abs. 4 
Satz 1 bis 3 und Abs. 5 gilt entsprechend. Bei 
einem Landesarbeitsgericht mit weniger als drei 
Richterplanstellen entscheidet der Präsident oder, 
wenn ein zweiter Vorsitzender vorhanden ist, 
der Präsident im Benehmen mit diesem. 

(2) Die Landesarbeitsrichter sollen zu den Sit- 
zungen nach der Reihenfolge einer Liste heran- 
gezogen werden, die der Vorsitzende vor Beginn 
des Geschäftsjahres oder vor Beginn der Amts- 


zeit neu berufener Landesarbeitsrichter gemäß 
§ 38 Satz 2 auf st eilt.“ 

4. § 44 erhält folgende Fassung: 

-§ 44 

Geschäftsverteilung, Besetzung der Senate 

(1) Vor Beginn des Geschäftsjahres werden die 
Geschäfte auf die einzelnen Senate verteilt, die 
Bundesrichter und die Bundesarbeitsrichter den 
einzelnen Senaten und dem Großen Senat zuge- 
teilt sowie die Vertretung geregelt. Die Bundes- 
richter und die Bundesarbeitsrichter können meh- 
reren Senaten angehören. Die in Satz 1 bezeich- 
neten Anordnungen dürfen im Laufe des Ge- 
schäftsjahres nur geändert werden, wenn dies 
wegen Überlastung oder ungenügender Aus- 
lastung eines Bundesrichters, eines Bundesarbeits- 
richters oder eines Senats oder infolge Wechsels 
oder dauernder Verhinderung einzelner Bundes- 
richter oder Bundesarbeitsrichter nötig wird. Es 
kann angeordnet werden, daß ein Bundesrichter 
oder ein Senat in einer bereits anhängigen Sache 
nach einer Änderung der Geschäftsverteilung 
zuständig bleibt. § 30 Abs. 2, Abs. 4 Satz 1 bis 3 
und Abs. 5 gilt entsprechend. Vor den Anordnun- 
gen sind je die beiden lebensältesten Bundes- 
arbeitsrichter aus den Kreisen der Arbeitnehmer 
und der Arbeitgeber zu hören. 

(2) Soll ein Bundesrichter einem anderen 
Senat zugeteilt werden, so hat das Präsidium ihm 
vorher Gelegenheit zu einer Äußerung zu geben. 

(3) Innerhalb eines Senats verteilt der Vor- 
sitzende die Geschäfte auf die Mitglieder. Den 
Vorsitz in den Senaten führen der Präsident und 
die zu Vorsitzenden Richtern bestellten Bundes- 
richter. Bei Verhinderung des Vorsitzenden führt 
den Vorsitz das vom Präsidium bestimmte Mit- 
glied des Senats. Ist auch dieser Vertreter ver- 
hindert, führt das dienstälteste, bei gleichem 
Dienstalter das lebensälteste Mitglied des Senats 
den Vorsitz. 

(3) Der Geschäftsgang wird durch eine Ge- 
schäftsordnung geregelt, die das Präsidium be- 
schließt. Absatz 1 Satz 6 gilt entsprechend.“ 

Artikel VII 

Änderung des Sozialgerichtsgesetzes 

Das Sozialgerichtsgesetz wird wie folgt geändert: 

1. Nach § 5 werden folgende §§ 6 bis 6 h eingefügt: 

„§ 6 

(1) Bei jedem Gericht wird ein Präsidium ge- 
bildet. 

(2) Das Präsidium besteht aus dem Präsiden- 
ten oder dem aufsichtführenden Richter als Vor- 
sitzenden und 
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1. bei Gerichten mit mindestens zwanzig Rich- 
terplanstellen aus acht gewählten Richtern, 

2. bei Gerichten mit mindestens acht Richter- 
planstellen aus vier gewählten Richtern, 

3. bei den anderen Gerichten aus den nach § 6 a 

Abs. 1 wählbaren Richtern. 

Die Hälfte der gewählten Richter sind bei den 
Landessozialgerichten und beim Bundessozial- 
gericht Vorsitzende Richter; sind bei einem Ge- 
richt nicht mehr als die hiernach zu wählenden 
Vorsitzenden Richter vorhanden, so gelten diese 
als gewählt. 

§ 6a 

(1) Wahlberechtigt sind die Richter auf Lebens- 
zeit, denen bei dem Gericht ein Richteramt über- 
tragen ist, sowie die bei dem Gericht tätigen 
Richter auf Probe, Richter kraft Auftrags und die 
für eine Dauer von mindestens drei Monaten 
abgeordneten Richter. Wählbar sind die Richter 
auf Lebenszeit, denen bei dem Gericht ein Rich- 
teramt übertragen ist. Nicht wahlberechtigt und 
nicht wählbar sind Richter, die an ein anderes 
Gericht für mehr als drei Monate oder an eine 
Verwaltungsbehörde abgeordnet sind. 

(2) Jeder Wahlberechtigte wählt die durch 
§ 6 Abs. 2 bestimmte Zahl von Richtern, und 
zwar bei den Landessozialgerichten und beim 
Bundessozial gericht jeweils eine gleiche Zahl 
von Vorsitzenden Richtern und weiteren Rich- 
tern. In den Fällen des § 6 Abs. 2 Satz 2 Halb- 
satz 2 wählt jeder Wahlberechtigte so viele wei- 
tere Richter, bis die in § 6 Abs. 2 Satz 1 be- 
stimmte Zahl von Richtern erreicht ist. 

(3) Die Wahl ist unmittelbar und geheim. Ge- 
wählt ist, wer die meisten Stimmen auf sich 
vereinigt. Bei Stimmengleichheit entscheidet das 
Los. 

(4) Die Mitglieder werden für vier Jahre ge- 
wählt. Alle zwei Jahre scheidet die Hälfte aus. 
Die zum ersten Mal ausscheidenden Mitglieder 
werden durch das Los bestimmt. 

(5) Das Wahlverfahren richtet sich nach der 
gemäß § 21 b Abs. 5 des Gerichtsverfassungs- 
gesetzes zu erlassenden Wahlordnung. 

§ 6b 

(1) Bei einer Verhinderung des Präsidenten 
oder aufsichtführenden Richters tritt sein Vertre- 
ter (§ 6 g) an seine Stelle. Die gewählten Mitglie- 
der des Präsidiums werden nicht vertreten. 

(2) Scheidet ein gewähltes Mitglied des Prä- 
sidiums aus dem Gericht aus, wird es an ein 
anderes Gericht für mehr als drei Monate oder 
an eine Verwaltungsbehörde abgeordnet oder 
wird es kraft Gesetzes Mitglied des Präsidiums, 
so tritt an seine Stelle der durch die Wahl 
Nächstberufene. 


(3) Wird ein Mitglied des Präsidiums zum 
Vorsitzenden Richter ernannt und ist seine 
Wahlzeit bei der nächsten Wahl, die nach § 6 a 
Abs. 4 stattfindet, noch nicht abgelaufen, so sind 
bei dieser Wahl ein Vorsitzender Richter weni- 
ger und ein weiterer Richter zusätzlich zu wäh- 
len. 

§ 6c 

Für die Größe des Präsidiums ist die Zahl der 
Richterplanstellen am Ablauf des Tages maß- 
gebend, der dem Tage, an dem das Geschäftsjahr 
beginnt, um sechs Monate vorhergeht. Ist die 
Zahl der Richterplanstellen bei einem Gericht mit 
einem Präsidium nach § 6 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 
unter zwanzig gefallen, so sind bei der nächsten 
Wahl, die nach § 6 a Abs. 4 stattfindet, zwei 
Richter zu wählen; neben den nach § 6 a Abs. 4 
ausscheidenden Mitgliedern scheiden zwei wei- 
tere Mitglieder aus, die durch das Los bestimmt 
werden. Ist die Zahl der Richterplanstellen bei 
einem Gericht mit einem Präsidium nach § 6 
Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 über neunzehn gestiegen, so 
sind bei der nächsten Wahl, die nach § 6 a Abs. 4 
stattfindet, sechs Richter zu wählen; hiervon 
scheiden zwei Mitglieder, die durch das Los be- 
stimmt werden, nach zwei Jahren aus. 

§ 6 d 

(1) Das Präsidium verteilt vor Beginn des Ge- 
schäftsjahres für dessen Dauer die Geschäfte, 
bestimmt die Besetzung der Spruchkörper und 
regelt die Vertretung. Der Präsident bestimmt, 
welche, richterlichen Aufgaben er wahrnimmt. 
Jeder Richter kann mehreren Spruchkörpern an- 
gehören. 

(2) Vor der Geschäftsverteilung ist den Vor- 
sitzenden, die nicht Mitglieder des Präsidiums 
sind, Gelegenheit zu einer Äußerung zu geben. 

(3) Die Anordnungen nach Absatz 1 dürfen im 
Laufe des Geschäftsjahres nur geändert werden, 
wenn dies wegen Überlastung oder ungenügen- 
der Auslastung eines Richters oder Spruchkör- 
pers oder infolge Wechsels oder dauernder Ver- 
hinderung einzelner Richter nötig wird. 

(4) Das Präsidium kann anordnen, daß ein 
Richter oder Spruchkörper, der in einer Sache 
tätig geworden ist, für diese nach einer Ände- 
rung der Geschäftsverteilung zuständig bleibt. 

(5) Soll ein Richter einem anderen Spruchkör- 
per zugeteilt werden, so hat das Präsidium ihm 
vorher Gelegenheit zu einer Äußerung zu ge- 
ben. 

(6) Das Präsidium teilt die ehrenamtlichen Bei- 
sitzer im voraus für jedes Geschäftsjahr, minde- 
stens für ein Vierteljahr, einem oder mehreren 
Spruchkörpern zu, stellt die Reihenfolge fest, in 
der sie zu den Verhandlungen zuzuziehen sind, 
und regelt ihre Vertretung für den Fall der Ver- 
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hinderung. Von der Reihenfolge darf nur aus 
besonderen Gründen abgewichen werden; die 
Gründe sind aktenkundig zu machen. 

(7) Das Präsidium entscheidet mit Stimmen- 
mehrheit; bei Stimmengleichheit gibt die Stimme 
des Vorsitzenden den Ausschlag. 

§ 6 e 

(1) Den Vorsitz in den Spruchkörpern führen 
der Präsident und bei den Sozialgerichten die 
Richter, bei den Landessozialgerichten und dem 
Bundessozialgericht die Vorsitzenden Richter. 

(2) Bei Verhinderung des Vorsitzenden führt 
den Vorsitz der vom Präsidium bestimmte Ver- 
treter. Ist auch dieser Vertreter verhindert, wird 
bei den Sozi algerichten ein zeitweiliger Vertre- 
ter durch den Präsidenten oder den aufsichtfüh- 
renden Richter bestimmt; bei den Landessozial- 
gerichten und dem Bundessozialgericht führt in 
diesem Falle das dienstälteste, bei gleichem 
Dienstalter das lebensälteste Mitglied des 
Spruchkörpers den Vorsitz. 

§ 6 f 

Innerhalb des mit mehreren Richtern besetzten 
Spruchkörpers verteilt der Vorsitzende die Ge- 
schäfte auf die Mitglieder. 

§ 6g 

Der Präsident oder aufsichtführende Richter 
wird in seinen durch dieses Gesetz bestimmten 
Geschäften, die nicht durch das Präsidium zu 
verteilen sind, durch seinen ständigen Vertreter, 
bei mehreren ständigen Vertretern durch den 
dienstältesten, bei gleichem Dienstalter durch 
den lebensältesten von ihnen vertreten. Ist ein 
ständiger Vertreter nicht bestellt oder ist er ver- 
hindert, wird der Präsident oder aufsichtführende 
Richter durch den dienstältesten, bei gleichem 
Dienstalter durch den lebensältesten Richter ver- 
treten. 

§ 6h 

(1) Das Präsidium ist auch beschlußfähig, wenn 
einzelne Mitglieder verhindert sind. 

(2) Sofern eine Entscheidung des Präsidiums 
nicht rechtzeitig ergehen kann, werden die in 
§ 6 d bezeichneten Anordnungen von dem Prä- 
sidenten oder aufsichtführenden Richter getrof- 
fen. Die Gründe für die getroffene Anordnung 
sind schriftlich niederzulegen. Die Anordnung 
ist dem Präsidium unverzüglich vorzulegen. Sie 
bleibt in Kraft, solange das Präsidium nicht 
anderweit beschließt." 

2. §§ 24 bis 26, 27 Abs. 1 und 2 und § 34 fallen 
weg. 


3. In § 35 Abs. 2 fällt der Klammerzusatz weg. 

4. §§ 36 und 37 fallen weg. 

5. § 40 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„Für die Bildung und Besetzung der Senate 
gelten § 31 Abs. 1 und § 33 entsprechend." 

6. In § 47 Satz 2 fällt der Klammerzusatz weg. 

7. §§ 48 und 49 fallen weg. 


Artikel VIII 

Änderung der Bundesdisziplinarordnung 

Die Bundesdisziplinarordnung in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 20. Juli 1967 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 750), zuletzt geändert durch das Fünfte 
Gesetz zur Änderung beamtenrechtlicher und besol- 
dungsrechtlicher Vorschriften vom 19. Juli 1968 
(Bundesgesetzbl. I S. 848), wird wie folgt geändert: 

1. § 48 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Das Präsidium des Bundesdisziplinarge- 
richts besteht aus dem Präsidenten, den Vorsit- 
zenden Richtern und den weiteren Richtern." 

2. In § 49 Abs. 3 Satz 1 wird „§ 50 Abs. 4 Satz 3" 
ersetzt durch „§ 50 Abs. 5 Satz 3". 

3. § 50 wird wie folgt geändert: 

a) Abs. 1 Satz 3 erhält folgende Fassung: 

„über die Verteilung des Vorsitzes in den 
übrigen Kammern entscheidet das Präsi- 
dium." 

b) In Absatz 2 wird der Punkt durch einen 
Strichpunkt ersetzt und folgender Halbsatz 
angefügt: 

„zum Vertreter kann auch ein weiterer Rich- 
ter bestimmt werden." 

c) Nach Absatz 3 wird folgender Absatz 4 ein- 
gefügt: 

„(4) Sofern eine Entscheidung des Präsi- 
diums nicht rechtzeitig ergehen kann, werden 
die in den Absätzen 1, 2 und 3 bezeichneten 
Anordnungen von dem Präsidenten getroffen. 
Die Gründe für die getroffene Anordnung 
sind schriftlich niederzulegen. Die Anordnung 
ist dem Präsidium unverzüglich vorzulegen. 
Sie bleibt in Kraft, solange das Präsidium 
nicht anderweit beschließt." 

d) Die bisherigen Absätze 4, 5 und 6 werden 
Absätze 5, 6 und 7. 

e) In dem neuen Absatz 6 Satz 3 wird „Ab- 
satz 4 Satz 2 und 3" durch „Absatz 5 Satz 2 
und 3" ersetzt. 
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f) In § 55 Abs. 2 Satz 2 wird „§ 50 Abs. 4 Satz 3 

und Absatz 6" durch „§ 50 Abs. 5 Satz 3 und 

Absatz 7" ersetzt. 

Artikel IX 

Änderung des Patentgesetzes 

Das Patentgesetz wird wie folgt geändert: 

1. In § 36 b Abs. 2 Satz 1 wird „Senatspräsidenten" 
durch „Vorsitzenden Richter" ersetzt. 

2. § 36 e erhält folgende Fassung: 

„§ 36 e 

(1) Für das Patentgericht gilt der Zweite Titel 
des Gerichtsverfassungsgesetzes mit den allge- 
meinen Vorschriften über das Präsidium und die 
Geschäftsverteilung entsprechend mit der Maß- 
gabe, daß in den Fällen, in denen auf Grund des 
Wahlergebnisses ein rechtskundiger Vorsitzen- 
der Richter und ein rechtskundiger weiterer Rich- 
ter dem Präsidium nicht angehören würden, der 
rechtskundige Vorsitzende Richter und der 
rechtskundige weitere Richter als gewählt gelten, 
die von den rechtskundigen Mitgliedern die 
jeweils höchste Stimmenzahl erreicht haben. 

(2) Den ständigen Vertreter des Präsidenten 
ernennt der Bundesminister der Justiz." 

3. § 36 f fällt weg. 

Artikel X 

Änderung des Bundesbesoldungsgesetzes 

Das Bundesbesoldungsgesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 18. Dezember 1963 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 916), zuletzt geändert durch das 
Sechste Gesetz zur Änderung des Bundesbesoldungs- 
gesetzes vom 28. Juli 1969 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1004), wird wie folgt geändert: 

1. § 5 wird wie folgt geändert: 

In Absatz 4 Satz 2 werden das Wort „Verwal- 
tungsgerichtsrat " durch die Worte „Richter am 
Verwaltungsgericht" und das Wort „Verwal- 
tungsgerichtsdirektor" durch die Worte „Vor- 
sitzender Richter am Verwaltungsgericht" ersetzt. 

2. § 53 Abs. 3 wird wie folgt gefaßt: 

„(3) Bei der Anwendung des § 5 Abs. 4 stehen 
gleich dem Richter am Verwaltungsgericht 

der Richter am Amtsgericht, 
der Richter am Arbeitsgericht, 
der Richter am Finanzgericht, 
der Richter am Landgericht, 
der Richter am Sozialgericht und 
der Staatsanwalt; 


dem Vorsitzenden Richter am Verwaltungsgericht 

der Richter am Finanzgericht (von der drei- 
zehnten Dienstaltersstufe an), 

der Richter am Landessozialgericht, 

der Vorsitzende Richter am Landgericht (als 
Kammervorsitzender) , 

der Richter am Oberlandesgericht und 
der Richter am Oberverwaltungsgericht. 

Die Endgrundgehälter für Staatsanwälte in den 
Besoldungsgruppen A 14 und A 15 müssen denen 
für Richter dieser Besoldungsgruppen entspre- 
chen." 

3. Die Anlage I zum Bundesbesoldungsgesetz wird 
wie folgt geändert: 

In der Bundesbesoldungsordnung A werden er- 
setzt 

in den Besoldungsgruppen A 13 und A 14 das 
Wort „Verwaltungsgerichtsrat" durch die Worte 
„Richter am Verwaltungsgericht" und 

in der Besoldungsgruppe A 15 die Worte „Senats- 
rat beim Bundespatentgericht" durch die Worte 
„Richter am Bundespatentgericht" und das Wort 
„Verwaltungsgerichtsdirektor" durch die Worte 
„Vorsitzender Richter am Verwaltungsgericht". 

In der Bundesbesoldungsordnung B werden er- 
setzt 

in der Besoldungsgruppe B 2 die Worte „Senats- 
präsident beim Bundespatentgericht" durch die 
Worte „Vorsitzender Richter am Bundespatent- 
gericht", 

in der Besoldungsgruppe B 4 die Worte „Vize- 
präsident des Bundespatentgerichtes" durch die 
Worte „Vorsitzender Richter am Bundespatent- 
gericht (als ständiger Vertreter des Präsidenten)", 

in der Besoldungsgruppe B 6 die Worte „Bundes- 
richter (bei den obersten Gerichtshöfen des Bun- 
des)" durch die Worte „Richter am Bundes- 
arbeitsgericht", „Richter am Bundesfinanzhof", 
„Richter am Bundesgerichtshof", „Richter am 
Bundessozialgericht", „Richter am Bundesverwal- 
tungsgericht", 

in der Besoldungsgruppe B 8 die Worte „Senats- 
präsident (bei den obersten Gerichtshöfen des 
Bundes)" durch die Worte „Vorsitzender Richter 
am Bundesarbeitsgericht", „Vorsitzender Richter 
am Bundesfinanzhof", „Vorsitzender Richter am 
Bundesgerichtshof", „Vorsitzender Richter am 
Bundessozialgericht", „Vorsitzender Richter am 
Bundesverwaltungsgericht". 

Artikel XI 

Änderung weiterer Vorschriften 

1. Die Bundesnotarordnung vom 24. Februar 1961 
(Bundesgesetzbl. I S. 98), zuletzt geändert durch 
das Beurkundungsgesetz vom 28. August 1969 
(Bundesgesetzbl. I S. 1513), wird wie folgt ge- 
ändert: 
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a) § 102 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„Im übrigen gilt der Zweite Titel des Ge- 
richtsverfassungsgesetzes mit den allgemei- 
nen Vorschriften über das Präsidium und die 
Geschäftsverteilung entsprechend. 11 

b) § 107 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„Im übrigen gilt der Zweite Titel des Ge- 
richtsverfassungsgesetzes mit den allgemei- 
nen Vorschriften über das Präsidium und die 
Geschäftsverteilung entsprechend. " 

2. Die Bundesrechtsanwaltsordnung vom 1. August 
1959 (Bundesgesetzbl. I S. 565), zuletzt geändert 
durch das Gesetz zur Änderung der Bundes- 
rechtsanwaltsordnung und der Patentanwalts- 
ordnung vom 13. Januar 1969 (Bundesgesetzbl. I 
S. 25), wird wie folgt geändert: 

a) § 97 erhält folgende Fassung: 

„§ 97 

Für die Geschäftsverteilung bei dem Ehren- 
gericht gelten der Zweite Titel sowie § 70 
Abs. 1 des Gerichtsverfassungsgesetzes ent- 
sprechend." 

b) § 105 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Für die Geschäftsverteilung bei dem 
Ehrengerichtshof ist § 97 anzuwenden." 

c) § 106 Abs. 2 Satz 2 erhält folgende Fassung: 
„Den Vorsitz führt der Präsident des Bun- 
desgerichtshofes oder in seiner Vertretung 
ein vom Präsidium des Bundesgerichtshofes 
bestimmter Vorsitzender Richter." 

3. § 3 des Neunten Teils der Verordnung des 
Reichspräsidenten zur Sicherung von Wirtschaft 
und Finanzen vom 1. Dezember 1930 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 604) wird aufgehoben. 

Artikel XII 

Übergangs- und Schlußvorschriften 

§ 1 

Die beim Inkrafttreten dieses Gesetzes zu Ge- 
richtspräsidenten ernannten Richter führen von 


diesem Zeitpunkt an die Amtsbezeichnung „Präsi- 
dent", Richter, die sich in einem Beförderungsamt 
befinden und zum Vorsitzenden eines mit mehreren 
Berufsrichtern besetzten Spruchkörpers, einer Kam- 
mer des Landesarbeitsgerichts, einer kleinen Straf- 
kammer, einer Kammer für Handelssachen oder 
einer Kammer des Bundesdisziplinargerichts oder 
des Truppendienstgerichts ernannt sind, die Amts- 
bezeichnung „Vorsitzender Richter”, die anderen auf 
Lebenszeit ernannten Richter die Amtsbezeichnung 
„Richter" jeweils mit einem das Gericht bezeichnen- 
den Zusatz. 


§ 2 

(1) Soweit Gesetze und Verordnungen für Richter 
auf Lebenszeit oder auf Zeit Amtsbezeichnungen 
enthalten, die durch dieses Gesetz geändert werden, 
treten an ihre Stelle die neuen Amtsbezeichnungen. 

(2) Soweit in Gesetzen und Verordnungen auf 
die durch dieses Gesetz aufgehobenen oder ge- 
änderten Vorschriften verwiesen ist, treten die ent- 
sprechenden Vorschriften dieses Gesetzes an ihre 
Stelle. 

§ 3 

(1) Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Ja- 
nuar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land 
Berlin. 

(2) Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses 
Gesetzes erlassen werden, gelten im Land Berlin 
nach § 14 des Dritten Überleitungsgesetzes. 


§ 4 

(1) Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1971 in Kraft. 

(2) Für das am Tage des Inkrafttretens dieses 
Gesetzes beginnende oder laufende Geschäftsjahr 
gelten die bisherigen Vorschriften über die Zu- 
sammensetzung und die Aufgaben des Präsidiums 
fort. 
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Begründung 


Allgemeines 

Der Entwurf sieht als Teilmaßnahme auf dem Ge- 
biet der Justizreform eine Neuregelung der Amts- 
bezeichnungen der Richter und der Präsidialverfas- 
sung der Gerichte vor. 

A. Zur Änderung der 
Amtsbezeichnungen der Richter 

1. Eine Änderung der bisherigen Amtsbezeichnun- 
gen der Richter wurde bereits anläßlich der Verab- 
schiedung des Deutschen Richtergesetzes in den 
Jahren 1960 und 1961 im Rechtsausschuß des Bun- 
destages erwogen. Das Bundesministerium der Ju- 
stiz hatte nach Abstimmung mit den beteiligten 
Bundesressorts und den Landesjustizverwaltungen 
dem Rechtsausschuß Formulierungsvorschläge vor- 
gelegt. Der Rechts aus schuß hielt zwar eine Ände- 
rung für wünschenswert; wegen praktischer Schwie- 
rigkeiten kurz vor Ende der Wahlperiode wurde 
die Sache jedoch zurückgestellt (Stenographisches 
Protokoll über die 132. Sitzung des Recht saus Schus- 
ses am 13. Januar 1961). 

In den folgenden Jahren ist die Änderung der 
Amtsbezeichnungen wiederholt erörtert worden. Sie 
war auch Gegenstand einer Mündlichen Anfrage 
in der Fragestunde des Deutschen Bundestages am 
8. November 1966 (Bericht über die 70. Sitzung des 
5. Deutschen Bundestages vom 8. November 1966). 
In jüngster Zeit wird in verstärktem Maße die Ein- 
führung neuer Amtsbezeichnungen gefordert (Leit- 
sätze der Arbeitsgemeinschaft Sozialdemokratischer 
Juristen zur Justizpolitik, Recht und Politik 1967 
Heft 4; Leitsätze der Richteramtsrechtskommission 
des Deutschen Richterbundes DRiZ 1968 S. 221 ff.). 
Die 36. Justizministerkonferenz vom 30. September 
bis 4. Oktober 1968 hat anerkannt, daß die Amtsbe- 
zeichnungen der Richter reformbedürftig sind. Vor 
der Einführung neuer Amtsbezeichnungen sollte 
jedoch zunächst die Auffassung der Richterschaft 
hierzu erkundet werden. Die Ende 1968 von mehre- 
ren Landesjustizverwaltungen durchgeführte Um- 
frage in der Richterschaft hat eine starke Mehrheit 
für die Änderung der bisherigen Amtsbezeichnun- 
gen ergeben. 

2. Die Neuregelung hat zum Ziel, die bisherigen 
über dreißig Amtsbezeichnungen der Richter zu 
vereinfachen und zu vereinheitlichen, insbesondere 
die weitgehend an den hierarchischen Aufbau der 
Verwaltungsbehörden angelehnten Amtsbezeich- 
nungen durch Bezeichnungen zu ersetzen, die die 
Tätigkeit und Stellung des Richters besser als bis- 
her kennzeichnen. Die Richter sollen einheitlich 
die Amtsbezeichnung „Richter' 1 mit einem das Ge- 
richt bezeichnenden Zusatz führen. Richter, die zum 
Vorsitzenden eines mit mehreren Berufsrichtern 
besetzten Spruchkörpers ernannt sind, sollen die 


einheitliche Amtsbezeichnung „Vorsitzender Rich- 
ter" führen. Damit wird einerseits der Anschein 
einer über- oder Unterordnung vermieden, der 
etwa in der bisherigen Bezeichnung „. . . direktor" 
im Verhältnis zum „. . .rat" gesehen werden konnte. 
Auf der anderen Seite wird die Vorsitzendenfunk- 
tion dieser Richter innerhalb eines Kollegialgerichts 
für die Rechtsuchenden und die Öffentlichkeit deut- 
lich gemacht. Die Zugehörigkeit eines Richters zu 
einem Gericht höherer Instanz kommt durch den 
das Gericht bezeichnenden Zusatz auch künftig in 
der Amtsbezeichnung zum Ausdruck (z. B. „Richter 
am Oberlandesgericht"). Neben diesen Amtsbezeich- 
nungen bleibt die Amtsbezeichnung „Präsident des 
..." erhalten. Diese Richter leiten nicht nur die 
Gerichtsverwaltung, sondern sie vertreten im öf- 
fentlichen Leben das Gericht und die rechtspre- 
chende Gewalt. Ausnahmsweise wird die Amtsbe- 
zeichnung „Vizepräsident" bei den obersten Ge- 
richtshöfen des Bundes aufrechterhalten, da diese 
Richter besondere repräsentative Aufgaben haben, 
die sich aus der Stellung der obersten Gerichtshöfe 
des Bundes ergibt. 

3. Die Änderung der Amtsbezeichnungen durch 
den vorgeschlagenen § 19 a soll in den Ersten Teil 
des Deutschen Richtergesetzes aufgenommen wer- 
den und für alle Richter im Bundes- und Landes- 
dienst unmittelbar gelten. Die Gesetzgebungskom- 
petenz folgt aus Artikel 74 Nr. 1 und Artikel 98 
Abs. 3 Satz 2 GG. 

4. Besoldungsmäßige Auswirkungen ergeben sich 
durch die Änderung nicht. Soweit Richter durch ihre 
bisherige Amtsbezeichnung etwa als Vorsitzende 
bestimmter Spruchkörper, als Richter einer höheren 
Instanz oder als Richter mit Verwaltungsaufgaben 
besoldungsmäßig herausgehoben waren, bleibt 
diese Heraushebung erhalten. 


B. Zur Änderung der 
Präsidialverfassung der Gerichte 

I. 

1. Die geltenden Bestimmungen über die Präsi- 
dialverfassung der ordentlichen Gerichte und die 
Geschäftsverteilung auf die einzelnen Spruchkörper 
sind im wesentlichen bereits mit dem Erlaß des 
Gerichtsverfassungsgesetzes im Jahre 1877 einge- 
führt worden. 

Grundsätzliche Änderungen dieser Bestimmungen 
wurden insbesondere in den Jahren 1933 bis 1945 
vorgenommen: Durch das Gesetz zur Änderung der 
Vorschriften des Gerichtsverfassungsgesetzes über 
die Präsidien der Gerichte vom 4. Juli 1933 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 451) wurden die Präsidien der großen 
Gerichte verkleinert und vorgeschrieben, daß die 
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Mitglieder dieser Präsidien von den Mitgliedern 
des Gerichts zu wählen seien. Mit dem Gesetz über 
die Geschäftsverteilung bei den Gerichten vom 
24. November 1937 (Reichsgesetzbl. I S. 1286) wur- 
den die Präsidien beseitigt und die ihnen bis dahin 
obliegenden Aufgaben auf die Präsidenten der Ge- 
richte als Justizverwaltungsangelegenheiten über- 
tragen. 

Das Gesetz zur Wiederherstellung der Rechtseinheit 
auf dem Gebiet der Gerichtsverfassung, der bür- 
gerlichen Rechtspflege, des Strafverfahrens und des 
Kostenrechts vom 12. September 1950 (Bundesge- 
setzbl. S. 455) führte die Präsidien wieder ein und 
knüpfte im wesentlichen an die Regelungen an, die 
vor 1933 gegolten hatten. Es hielt jedoch an dem 
durch das Gesetz vom 4. Juli 1933 eingeführten 
Grundsatz der Verkleinerung der Präsidien bei den 
großen Gerichten fest. 

2. Nach der bisherigen Regelung im Gerichtsver- 
fassungsgesetz bestehen in der ordentlichen Ge- 
richtsbarkeit Präsidien nur bei den Gerichten vom 
Landgericht aufwärts und bei wenigen sehr großen 
Amtsgerichten. In den übrigen Zweigen der Ge- 
richtsbarkeit gibt es dagegen Präsidien bei jedem 
Gericht. Die Präsidien der Gerichte der ordentlichen 
Gerichtsbarkeit setzen sich ganz überwiegend aus 
sogenannten „geborenen" Mitgliedern zusammen, 
d. h. aus Richtern, die von Gesetzes wegen nach 
ihrer Dienststellung oder ihrem Dienstalter zur 
Mitwirkung berufen sind. Nur bei größeren Land- 
gerichten und Oberlandesgerichten werden von den 
Richtern des Gerichts drei Mitglieder für das Prä- 
sidium gewählt (sogenannte „gekorene" Mitglie- 
der). Die Zusammensetzung der Präsidien bei den 
Gerichten der übrigen Zweige der Gerichtsbarkeit 
ist ähnlich geregelt. Die Verfahrensgesetze der 
übrigen Zweige der Gerichtsbarkeit verweisen teil- 
weise auf die entsprechenden Bestimmungen im 
Gerichtsverfassungsgesetz. 

Den Präsidien ist bisher die Geschäftsverteilung 
mit Ausnahme der Verteilung des Vorsitzes in den 
einzelnen Spruchkörpern des Gerichts übertragen. 
Den Vorsitz in den Spruchkörpern verteilen bei den 
Landgerichten ein aus dem Präsidenten und den 
Direktoren und bei den Oberlandesgerichten sowie 
beim Bundesgerichtshof ein aus dem Präsidenten 
und den Senatspräsidenten gebildetes besonderes 
Gremium („Direktorium" und „Senatorium"). Für 
die Gerichte der Verwaltungsgerichtsbarkeit und 
der Finanzgerichtsbarkeit enthalten die Verwal- 
tungsgerichtsordnung und die Finanzgerichtsord- 
nung entsprechende Regelungen. Bei den Gerichten 
der Arbeitsgerichtsbarkeit und der Sozialgerichts- 
barkeit obliegt die Verteilung des Vorsitzes in den 
einzelnen Spruchkörpern dagegen dem Präsidium 
des Gerichts. 

3. Die gegenwärtige Struktur der Präsidialverfas- 
sung und die Regelung der Geschäftsverteilung sind 
in den letzten Jahren wiederholt kritisch erörtert 
worden. Dabei ist insbesondere gefordert worden, 
die Einrichtung der Präsidien wesentlich stärker 
auszubauen: Präsidien sollen bei allen Gerichten 
— also auch bei den Amtsgerichten — gebildet 
werden. Alle Mitglieder des Präsidiums — mit Aus- 


nahme des Präsidenten, der dem Präsidium kraft 
Gesetzes angehören soll — sollen gewählt werden. 
Der Aufgabenbereich des Präsidiums soll erweitert 
werden (vgl. z. B. Entschließung der 36. Justiz- 
ministerkonferenz in München vom 1. bis 3. Okto- 
ber 1968; ferner die bereits erwähnten Leitsätze 
zur Justizpolitik der Arbeitsgemeinschaften Sozial- 
demokratischer Juristen und die Leitsätze zum 
Richteramtsrecht der Richteramtsrechtskommission 
des Deutschen Richterbundes). 

II. 

Der vorliegende Entwurf trägt diesen Forderungen 
weitgehend Rechnung. 

Die Neuregelung hat zum Ziel, die Selbstverwal- 
tung der Gerichte durch eine Änderung der Vor- 
schriften über das Präsidium zu stärken und damit 
gleichzeitig die Unabhängigkeit der Gerichte zu 
festigen. 

1. Das Präsidium des Gerichts ist ein zentrales 
Organ der richterlichen Selbstverwaltung. Es ist 
daher geboten, daß künftig bei allen Gerichten 
— also auch bei den Amtsgerichten — Präsidien 
gebildet werden. 

Die Neuregelung sieht vor, daß bei allen Gerichten 
Präsidien geschaffen werden. Die Größe des Präsi- 
diums ist allerdings nicht für alle Gerichte einheit- 
lich festgesetzt. Sie bestimmt sich vielmehr nach 
der Zahl der Richterplanstellen bei dem jeweiligen 
Gericht. In keinem Fall werden aber in einem 
Präsidium neben dem Präsidenten des Gerichts 
mehr als acht Mitglieder vertreten sein. Eine grö- 
ßere Zahl von Mitgliedern könnte leicht die Funk- 
tionsfähigkeit und Arbeitskraft des Präsidiums be- 
einträchtigen. 

2. Die Selbstverwaltung des Gerichts ist eine An- 
gelegenheit aller Richter des Gerichts. Sie wird 
nach außen sichtbar durch die Verteilung der Ge- 
schäfte auf die einzelnen Spruchkörper und die 
Verteilung des Vorsitzes in den einzelnen Spruch- 
körpern. Es erscheint daher notwendig und folge- 
richtig, jedem Richter des Gerichts zumindest eine 
Einflußnahme auf die Zusammensetzung des diese 
Geschäfte ausführenden Gremiums zu ermöglichen. 
Allen Richtern — nicht nur den nach ihrer Dienst- 
stellung herausgehobenen und zugleich dienstälte- 
sten Richtern — des Gerichts sollte eine Mitwir- 
kung in diesem Gremium möglich sein. 

Die Neuregelung bestimmt, daß künftig grundsätz- 
lich alle Richter des Gerichts wahlberechtigt und 
mit Ausnahme des Präsidenten, der dem Präsidium 
kraft seines Amtes angehören soll, wählbar sind. 
Lediglich die Gerichtsassessoren, die während der 
ersten Jahre ihrer richterlichen Tätigkeit erfah- 
rungsgemäß häufiger das Gericht wechseln, sollen 
nicht wählbar sein. Bei den mit nur wenigen Rich- 
tern besetzten Gerichten wird eine Wahl häufig 
nicht zweckmäßig oder auch gar nicht möglich sein. 
Daher ist vorgesehen, daß das Präsidium bei den 
Gerichten mit weniger als acht Richterplanstellen 
aus dem Plenum der wählbaren Richter besteht. 
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Die Arbeit im Präsidium erfordert neben der fach- 
lichen Befähigung insbesondere Personalkenntnisse 
und Erfahrung. Beides ist am ehesten bei den Vor- 
sitzenden der Spruchkörper zu erwarten. Die Neu- 
regelung legt daher fest, daß die Hälfte der ge- 
wählten Mitglieder des Präsidiums Vorsitzende 
Richter sein müssen. Die Vorsitzenden Richter sol- 
len aber — wie die übrigen Richter — von allen 
Richtern des Gerichts gewählt werden. 

Der Entwurf geht davon aus, daß die wahlberech- 
tigten Richter zur Ausübung der Wahl und daß die 
gewählten Richter zur Wahrnehmung der Geschäfte 
eines Mitglieds des Präsidiums verpflichtet sind. 

3. Zur Selbstverwaltung des Gerichts gehört auch 
die Verteilung des Vorsitzes in den einzelnen 
Spruchkörpern. Es ist nicht erforderlich und auch 
nicht gerechtfertigt, daß diese Aufgabe von einem 
besonderen Gremium, das aus dem Präsidenten 
und den Vorsitzenden Richtern des Gerichts be- 
steht, wahrgenommen wird. Es handelt sich viel- 
mehr um eine Aufgabe der Geschäftsverteilung, 
die zur Zuständigkeit des Präsidiums gehört. Die 
Neuregelung weist demgemäß diese Aufgabe jetzt 
dem Präsidium zu. 

4. Zur richterlichen Selbstverwaltung gehört fer- 
ner die Bestellung der Untersuchungsrichter und 
der Ermittlungsrichter. Das Gesetz zur allgemeinen 
Einführung eines zweiten Rechtszuges in Staats- 
schutz-Strafsachen vom 8. September 1969 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1582) hat diese Aufgabe bereits durch 
Änderung des § 61 des Gerichtsverfassungsgeset- 
zes und der §§ 168 a, 186 der Strafprozeßordnung 
den Präsidien der Gerichte zugewiesen. Der Ent- 
wurf übernimmt die Vorschriften, soweit sie noch in 
der Strafprozeßordnung enthalten sind, jetzt in das 
Gerichtsverfassungsgesetz, da sie einen Teil der 
Präsidialverfassung darstellen, die — für den Be- 
reich der ordentlichen Gerichte — geschlossen im 
Gerichtsverfassungsgesetz geregelt sein soll. 

Zu den einzelnen Vorschriften 

Artikel I 

Änderung des Deutschen Richtergesetzes 

Artikel I enthält die zur Einführung der neuen 
Amtsbezeichnungen erforderlichen Änderungen des 
Deutschen Richtergesetzes. Richter führen danach 
künftig nur noch die Amtsbezeichnungen „Richter 11 , 
„Vorsitzender Richter 11 oder „Präsident 11 ; daneben 
wird durch Artikel I Nr. 4 Abs. 2 die Amtsbezeich- 
nung „Vizepräsident 11 bei den obersten Gerichts- 
höfen des Bundes aufrechterhalten. Die Zugehörig- 
keit zu einem bestimmten Gericht wird durch einen 
Zusatz zur Amtsbezeichnung zum Ausdruck ge- 
bracht. 

Zu Nummer 1 

Die Amtsbezeichnung für Richter kraft Auftrags 
wird aus systematischen Gründen nicht mehr in 
§ 14 Abs. 2, sondern in dem neuen § 19 a Abs. 2 
DRiG geregelt. 


Zu Nummer 2 

Die Vorschrift führt die künftig für Richter auf Le- 
benszeit, auf Zeit und kraft Auftrags zu verwenden- 
den Amtsbezeichnungen vorbehaltlich des Artikels I 
Nr. 4 abschließend auf. Die Dienstbezeichnung 
„Gerichtsassessor 11 für den Richter auf Probe (§ 12 
Abs. 1 Satz 2 DRiG) bleibt unverändert bestehen. 

Zu Nummer 3 

Die Bestimmung ist eine Folge der Einführung des 
neuen § 19 a DRiG. 

Zu Nummer 4 

Die Vorschriften über die Amtsbezeichnungen sollen 
wegen der besonderen Regelungen des Gesetzes 
über das Bundesverfassungsgericht und des Gesetzes 
über das Amtsgehalt der Mitglieder des Bundes- 
verfassungsgerichts nicht für die Mitglieder dieses 
Gerichts gelten. 

Da die Vizepräsidenten der obersten Gerichtshöfe 
des Bundes neben den Präsidenten besondere reprä- 
sentative Aufgaben haben, die sich aus der Stellung 
dieser Gerichte als oberste Gerichte in den einzelnen 
Zweigen der Gerichtsbarkeit ergeben, sollen ihre 
Amtsbezeichnungen erhalten bleiben. 

Artikel II 

Änderung des Gerichtsverfassungsgesetzes 
Zu Nummern 1 bis 4 

Die Präsidenten der verschiedenen Gerichte der 
ordentlichen Gerichtsbarkeit — wie auch der übri- 
gen Zweige der Gerichtsbarkeit — sind in dem 
Entwurf weitgehend einheitlich geregelt. Es er- 
scheint daher zweckmäßig und geboten, die für alle 
Präsidien geltenden gemeinsamen Grundsätze in 
einem eigenen Titel zusammenzufassen und nur die 
für die einzelnen Gerichte vorgesehenen Sonder- 
bestimmungen in die jeweiligen Titel über diese 
Gerichte aufzunehmen. Dadurch können die im ge- 
genwärtigen Gerichtsverfassungsgesetz notwendi- 
gen Verweisungen weitgehend vermieden werden. 

Der Erste Titel des Gerichtsverfassungsgesetzes 
(„Rieht er amt 11 ) besteht gegenwärtig nur noch aus 
zwei Paragraphen. Er wird durch den Entwurf mit 
dem folgenden Titel („Gerichtsbarkeit 11 ) zusammen- 
gefaßt. Dadurch ist es möglich, die „Allgemeinen 
Vorschriften über das Präsidium und die Geschäfts- 
verteilung" nunmehr als Zweiten Titel nach § 21 
einzufügen. 

Die im geltenden § 10 enthaltenen Bestimmungen 
sind übernommen in § 22 Abs. 5, § 59 Abs. 3 und 
§ 157 Abs. 2 der Neuregelung (vgl. Artikel II Nr. 5 c, 
9 und 20). 

Zu Nummer 4 

Zu § 21a 

Absatz 1 stellt klar, daß künftig bei jedem Gericht 
ein Präsidium gebildet wird. Absatz 2 regelt die 
Größe und die Zusammensetzung des Präsidiums. 
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Die Größe des Präsidiums bestimmt sich nach der 
Zahl der Richterplanstellen. Ziel des Entwurfs ist 
es, durch Beschränkung der Zahl der Präsidiums- 
mitglieder die Leistungsfähigkeit der Präsidien zu 
gewährleisten. Bei den kleinen Gerichten (mit we- 
niger als acht Richterplanstellen) besteht das Prä- 
sidium aus dem Plenum der Richter auf Lebenszeit. 
Bei den Gerichten mit mindestens acht und höch- 
stens neunzehn Richterplanstellen sind nur fünf 
Richter im Präsidium. Die Präsidien bei diesen Ge- 
richten sind also kleiner als das Präsidium bei einem 
Gericht mit sieben Richterplanstellen. Durch diese 
Regelung wird aber vermieden, daß möglicherweise 
nur ein oder zwei Richter außerhalb des Präsidiums 
verbleiben. 

Der Präsident des Gerichts gehört dem Präsidium 
stets als geborenes Mitglied an. Im übrigen werden 
die Mitglieder des Präsidiums gewählt. Absatz 2 
Satz 2, der bestimmt, daß die Hälfte der gewählten 
Richter bei den dort genannten Gerichten Vorsit- 
zende Richter sein müssen, soll gewährleisten, daß 
die besondere Sachkunde und Erfahrung der Vor- 
sitzenden Richter im angemessenen Umfang bei der 
Arbeit zur Geltung kommen können. 

Zu § 21b 

§ 21 b regelt die Wahlberechtigung und Wählbar- 
keit der Richter sowie das Wahlverfahren. 

Absatz 1 bestimmt, welche Richter wahlberechtigt 
und welche Richter wählbar sind. Die Gerichts- 
assessoren haben das aktive Wahlrecht. Sie besitzen 
jedoch nicht das passive Wahlrecht. Die Verleihung 
auch des passiven Wahlrechts erscheint nicht zweck- 
mäßig, da die Gerichtsassessoren erfahrungsgemäß 
häufiger das Gericht wechseln. 

Die Absätze 2 und 4 enthalten die Grundsätze des 
Wahlverfahrens. Aus den Bestimmungen ist zu fol- 
gern, daß eine Listenwahl ausgeschlossen ist und 
jeder Wahlberechtigte so viele Stimmen hat, wie 
Richter zu wählen sind. Eine Stimmenhäufung soll 
nicht zulässig sein. Der Entwurf geht auch davon 
aus, daß jeder Wahlberechtigte die Pflicht zur Aus- 
übung der Wahl und jeder Gewählte die Pflicht zur 
Annahme der Wahl hat. Die Dauer, für die ein 
Richter zum Präsidium gewählt wird, beträgt grund- 
sätzlich vier Jahre. Alle zwei Jahre scheidet jedoch 
die Hälfte der Präsidiumsmitglieder aus. Dadurch 
soll die erforderliche Stetigkeit bei der Arbeit des 
Präsidiums gewährleistet werden. 

Die Einzelheiten des Wahlverfahrens sollen in 
einer Rechtsverordnung geregelt werden, die von 
der Bundesregierung zu erlassen ist. 

Zu § 21c 

Absatz 1 bestimmt, daß die Mitglieder des Präsi- 
diums mit Ausnahme des Präsidenten oder auf- 
sichtführenden Richters nicht vertreten werden 
können. 

Absatz 2 regelt die Folge, wenn ein gewähltes Mit- 
glied des Präsidiums aus dem Gericht ausscheidet 
oder an ein anderes Gericht für mehr als drei Mo- 
nate oder an eine Verwaltungsbehörde abgeordnet 
wird. Es soll dann derjenige an seine Stelle treten, 


der bei der letzten Wahl unter den nicht ins Präsi- 
dium gekommenen Richtern die meisten Stimmen 
erhalten hat. 

Durch die Regelung in Absatz 3 wird, wenn sich 
infolge der Beförderung eines Richters zum Vor- 
sitzenden Richter im Präsidium der Anteil der Vor- 
sitzenden Richter und der weiteren Richter ändert, 
bei der nächsten regelmäßigen Wahl das richtige 
Verhältnis wiederhergestellt. Die in § 21 a Abs. 2 
Satz 2 enthaltene Regelung der paritätischen Be- 
setzung des Präsidiums mit Vorsitzenden Richtern 
und weiteren Richtern kann also zeitweise durch- 
brochen sein. Es erscheint aber nicht zweckmäßig, 
das beförderte Mitglied des Präsidiums allein we- 
gen der Beförderung aus dem Präsidium auszu- 
schließen und eine Nachwahl vorzuschreiben. 

Zu § 21 d 

Da sich die Größe des Präsidiums nach der Zahl 
der Richterplanstellen bestimmt und diese Zahl sich 
im Verlaufe eines Geschäftsjahres ändern kann, 
muß ein Stichtag festgelegt werden, der für die 
Größe des Präsidiums maßgebend ist. Dieser Stich- 
tag muß vor dem Termin liegen, an dem die Wahl 
zum Präsidium durchgeführt werden soll, weil am 
Wahltag genau feststehen muß, wie viele Mitglie- 
der zum Präsidium zu wählen sind. Nach § 21 d 
Satz 1 liegt dieser Stichtag sechs Monate vor Beginn 
des neuen Geschäftsjahres. Damit ist gesichert, daß 
für die Vorbereitung und Durchführung der Wahl 
ein angemessener Zeitraum zur Verfügung steht. 

In § 21 d Satz 2 und 3 ist geregelt, wie die Beset- 
zung des Präsidiums den Erfordernissen des § 22 a 
Abs. 2 anzupassen ist, wenn sich die Zahl der Rich- 
terplanstellen über die in § 21 a Abs. 2 Satz 1 ge- 
zogenen Grenzen hinaus ändert. 

Zu§21e 

Absatz 1 umschreibt die Aufgaben des Präsidiums. 
Sie sind gegenüber der geltenden Regelung (§ 61 
Abs. 2, § 64 Abs. 1 Satz 1 in Verbindung mit § 63 
GVG, ferner § 168 a Abs. 3 und § 186 Abs. 1 StPO) 
erweitert: Das Präsidium hat künftig auch über die 
Verteilung des Vorsitzes in den Spruchkörpern zu 
entscheiden. (Nach den geltenden § 62 Abs. 2 Satz 2 
und §§ 117, 131 GVG sind dies Aufgaben des „Di- 
rektoriums" und des „Senatoriums".) Ferner sind 
die gegenwärtig noch verstreut in verschiedenen 
Vorschriften und Gesetzen geregelten Aufgaben 
hier in einer Bestimmung zusammengefaßt. 

Absatz 2 sieht vor, daß das Präsidium vor der Ge- 
schäftsverteilung den Vorsitzenden Richtern, die 
nicht Mitglieder des Präsidiums sind, Gelegenheit 
zu einer Äußerung gibt. Dadurch soll erreicht wer- 
den, daß die Belange der einzelnen Spruchkörper 
bei der Geschäftsverteilung im gebotenen Maß be- 
rücksichtigt werden. 

Die Absätze 3 und 6 entsprechen weitgehend den 
jetzigen Regelungen in § 63 Abs. 2 und § 64 Abs. 4 
GVG. 

Absatz 4 entspricht im Grundsatz dem jetzigen § 65 
GVG. Die Anordnungsbefugnis wird jedoch künftig 
nicht mehr dem Präsidenten, sondern dem Präsi- 
dium zustehen. 


17 



Drucksache VI/ 557 Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Absatz 5 verpflichtet das Präsidium, einem Richter, 
der einem anderen Spruchkörper zugeteilt werden 
soll, vorher die Gelegenheit zu einer Äußerung 
zu geben. Die Vorschrift bezweckt, dem einzelnen 
Richter eine gewisse Einflußnahme auf solche Ent- 
scheidungen des Präsidiums einzuräumen, die ihn 
unmittelbar betreffen. Der betroffene Richter soll 
insoweit seine Auffassung vortragen können, da- 
mit das Präsidium nicht entscheidet, ohne das Für 
und Wider vollständig zu kennen. 

Zu §21 f 

Absatz 1 entspricht dem jetzigen § 62 Abs. 1 Satz 1 
GVG, auf den auch die §§ 117, 131 GVG verweisen. 

Absatz 2 enthält im wesentlichen die Regelung des 
geltenden § 66 Abs. 1 GVG, auf den gleichfalls die 
§§ 117, 131 GVG verweisen. 

Zu § 21g 

§ 21 g knüpft an den jetzigen § 69 Abs. 1 GVG an, 
der nach den §§ 117, 131 GVG auch für die Ober- 
landesgerichte und den Bundesgerichtshof gilt. 

Zu § 21 h 

§ 21 h regelt die Vertretung des Präsidenten oder 
aufsichtführenden Richters in Geschäften, die nicht 
durch das Präsidium zu verteilen sind, vor allem 
also in Justizverwaltungsangelegenheiten. Die Vor- 
schrift entspricht im wesentlichen dem geltenden 
§ 66 Abs. 2 GVG, auf den die §§ 117, 131 GVG 
auch verweisen. 

Zu § 21 i 

Absatz 1 sieht vor, daß das Präsidium auch be- 
schlußfähig ist, wenn bei der Beschlußfassung nicht 
alle Mitglieder anwesend sind. 

Absatz 2 bestimmt, daß in den Fällen, in denen das 
Präsidium nicht rechtzeitig entscheiden kann, der 
Präsident die in § 21 e bezeichneten Anordnungen 
trifft. Die Vorschrift lehnt sich an den geltenden 
§ 22 c Abs. 3 GVG an. 

Zu Nummer 5 

Zu Buchstabe a 

§ 22 Abs. 2 ist im Hinblick auf § 27 des Deutschen 
Richtergesetzes neu gefaßt. 

Zu Buchstabe b 

§ 22 Abs. 3 Satz 2 Halbsatz 2 hat kaum praktische 
Bedeutung und wird als entbehrlich angesehen. 

Zu Buchstabe c 

Der neue Absatz 5 des § 22 übernimmt für die Amts- 
gerichte die Bestimmung des geltenden § 10 Abs. 2 
GVG, der künftig wegfällt. 

Zu Nummer 6 

Die bisherigen §§ 22 a bis 22 c werden durch die 
Neuregelung im Zweiten Titel überflüssig. 


Zu Nummer 7 

In dem neuen § 22 a ist vorgeschrieben, daß bei den 
kleinen Amtsgerichten mit weniger als vier Richter- 
planstellen, die keinen Präsidenten haben, der Prä- 
sident des übergeordneten Landgerichts oder der 
die Dienstaufsicht führende Präsident eines anderen 
Amtsgerichts dem Präsidium als Vorsitzender an- 
gehört. 

Zu Nummer 8 

Der neue § 22 b enthält Sonderregelungen für die 
kleinen Amtsgerichte. 

Absatz 1 regelt, wer den ständigen Vertreter für 
den alleinigen Richter eines Amtsgerichts bestimmt. 
Dies ist die Aufgabe des Präsidiums des übergeord- 
neten Landgerichts. 

Absatz 2 weist dem Präsidium des übergeordneten 
Landgerichts außerdem die Aufgabe zu, einen Ver- 
treter zu bestimmen, wenn bei einem Amtsgericht 
die vorübergehende Vertretung durch den Richter 
eines anderen Gerichts erforderlich wird. 

Absatz 3 sieht vor, daß in Eilfällen der Präsident 
des übergeordneten Landgerichts einen zeitweiligen 
Vertreter bestellen kann. 

Zu Nummer 9 

§ 59 Abs. 1 ist der Neuregelung über die Amts- 
bezeichnungen der Richter angeglichen. 

§ 59 Abs. 2 ist im Hinblick auf § 27 des Deutschen 
Richtergesetzes neu gefaßt. 

Der neue § 59 Abs. 3 übernimmt für die Landgerichte 
die geltende Regelung des § 10 Abs. 2 GVG, der 
künftig wegfällt. 

Zu Nummer 10 

§ 60 ist durch die in § 61 Abs. 2 GVG enthaltene 
Regelung erweitert worden. Der gegenwärtige § 61 
GVG fällt dafür künftig weg. 

Zu Nummer 11 

Die §§ 61 bis 69 sind durch die Neuregelung im 
Zweiten Titel überflüssig geworden. 

Der geltende § 69 Abs. 2 GVG, der durch das Gesetz 
zur Änderung der Strafprozeßordnung und des 
Gerichtsverfassungsgesetzes (StPÄG) vom 19. De- 
zember 1964 (Bundesgesetzbl. I S. 1067) angefügt 
worden ist, soll künftig wegfallen. Die Vorschrift hat 
sich in der Praxis nicht bewährt. Das Bundesver- 
fassungsgericht hat in seinem Beschluß vom 3. Fe- 
bruar 1965 — 2 BvR 166/64 — ausgesprochen, daß 
sie auch nicht durch Artikel 101 Abs. 1 Satz 2 des 
Grundgesetzes geboten ist. 

Zu Nummer 12 

Die Streichung der Worte „nach § 63" ist durch den 
Wegfall des § 63 erforderlich. 


18 



Deuts cher Bundestag — 6. Wahlperiode Drucksache VI/557 


Zu Nummer 13 

§ 115 ist der Neuregelung über die Amtsbezeichnun- 
gen der Richter angeglichen. 

Zu Nummer 14 

§ 116 Abs. 1 ist erweitert worden; Er hat die gelten- 
den Regelungen aus § 168 a Abs. 2 Satz 1 und § 186 
Abs. 1 und Abs. 2 StPO übernommen. 

Zu Nummer 15 

Durch die Einfügung des Zweiten Titels „Allge- 
meine Vorschriften über das Präsidium und die 
Geschäftsverteilung" treffen die Verweisungen in 
§117 mit Ausnahme der Verweisung auf § 70 Abs. 1 
nicht mehr zu. 

Zu Nummer 16 

§ 124 ist der Neuregelung über die Amtsbezeich- 
nungen der Richter angeglichen. 

Zu Nummer 17 

ln § 130 Abs. 1 Satz 1 ist die geltende Regelung aus 
§ 168 a Abs. 2 Satz 2 StPO übernommen. Bei Über- 
nahme der Regelung in diese Vorschrift ist es nicht 
mehr erforderlich, ausdrücklich darauf hinzuweisen, 
daß zu Ermittlungsrichtern des Bundesgerichtshofes 
nur Mitglieder dieses Gerichts bestellt werden kön- 
nen. Die Änderung des Satzes 1 bewirkt, daß nach 
Satz 2 dem Bundesminister der Justiz nicht nur die 
Bestimmung der Zahl der Senate, sondern folgerich- 
tig auch die der Ermittlungsrichter obliegt. 

Zu Nummer 18 

Durch den Wegfall der §§ 62 bis 69 treffen die Ver- 
weisungen in § 131 nicht mehr zu. Auch für den 
Bundesgerichtshof gilt der Zweite Titel „Allgemeine 
Vorschriften über das Präsidium und die Geschäfts- 
verteilung". 

Zu Nummer 19 

Die Änderung des § 132 Abs. 5 ist eine Folge der 
Neuregelung über die Amtsbezeichnungen der Rich- 
ter. 

Zu Nummer 20 

Der neue § 157 Abs. 2 enthält die Regelung des 
bisherigen § 10 Abs. 1 GVG. Die im geltenden § 10 
Abs. 1 GVG für die Verwendung des Referendars 
vorgeschriebene Mindestdauer seiner Tätigkeit im 
juristischen Vorbereitungsdienst von zwölf Monaten 
ist auf sechs Monate gekürzt worden. Dies ist ge- 
rechtfertigt, weil nach dem Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Rechtspflegergesetzes vom 5. No- 
vember 1969, der zur Zeit dem Kabinett vorliegt, 
der Rechtspfleger künftig Rechtshilfeersuchen wahr- 
nehmen soll und der Referendar schon nach § 2 
Abs. 4 des geltenden Rechtspflegergesetzes nach 
sechsmonatiger Tätigkeit im juristischen Vorberei- 


tungsdienst mit der zeitweiligen Wahrnehmung der 
Geschäfte eines Rechtpflegers betraut werden kann. 

Artikel 111 

Änderung der Strafprozeßordnung 

Bereits das Gesetz zur allgemeinen Einführung eines 
zweiten Rechtszuges in Staatsschutz-Strafsachen 
vom 8. September 1969 (Bundesgesetzbl. I S. 1582) 
hat durch die Änderung des § 61 GVG und der 
§§ 168 a, 186 StPO die Bestellung aller Untersu- 
chungs- und Ermittlungsrichter dem Präsidium des 
jeweiligen Gerichts übertragen. Aus systematischen 
Gründen erscheint es geboten, alle dem Präsidium 
obliegenden Aufgaben der Geschäftsverteilung, also 
auch die Bestellung der Untersuchungs- und Ermitt- 
lungsrichter bei dem nach § 120 GVG zuständigen 
Oberlandesgericht und der Ermittlungsrichter beim 
Bundesgerichtshof, im Gerichtsverfassungsgesetz zu 
regeln. 

Zu Nummer 1 
¥ 

Die Regelungen des § 168 a Abs. 2 und 3 StPO sind 
in § 21 e Abs. 1, § 116 Abs. 1 Satz 2 und § 130 Abs. 1 
Satz 1 GVG in der Fassung des Entwurfs übernom- 
men (vgl. Artikel II Nr. 4, 14 und 17). 

Zu Nummer 2 

Die Regelung des geltenden § 185 Satz 1 StPO ist 
unter dem Gesichtspunkt des Artikels 101 Abs. 1 
Satz 2 GG nicht unproblematisch (vgl. BVerfG, Be- 
schluß vom 16. April 1969 — 2 BvR 115/69 — , ab- 
gedruckt in: Neue Juristische Wochenzeitschrift 1969 
Seite 1104). Diese Vorschrift wird daher aufgehoben. 

§ 185 Satz 1 StPO in der Fassung des Entwurfs ent- 
spricht der Regelung, die nach geltendem Recht in 
§ 185 Satz 2 StPO (für das Landgericht) und in 
§186 Abs. 3 Satz 1 StPO (für das Oberlandesgericht) 
enthalten ist. Diese Vorschrift gilt einheitlich für alle 
Untersuchungsrichter. 

§ 185 Satz 2 StPO in der Fassung des Entwurfs 
entspricht den geltenden § 185 Satz 3 und § 186 
Abs. 3 Satz 2 StPO, soweit diese sich auf den gel- 
tenden § 185 Satz 2 beziehen. 

Zu Nummer 3 

Die Regelungen des § 186 Abs. 1 und 2 StPO sind 
in § 21 e Abs. 1, § 116 Abs. 1 Satz 2 GVG in der 
Fassung des Entwurfs, die Regelung des § 186 
Abs. 3 StPO ist in § 185 StPO in der Fassung des 
Entwurfs übernommen. 

Artikel IV bis IX 

Änderung anderer Verfahrensgesetze 

Die Vorschriften entsprechen den für das Gerichts- 
verfassungsgesetz getroffenen Regelungen, wobei 
die Besonderheiten der jeweiligen Verfahrensge- 
setze, insbesondere die Besetzung der Gerichte, be- 
rücksichtigt sind. 
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Artikel X 

Änderung des Bundesbesoldungsgesetzes 

Artikel X paßt das Bundesbesoldungsgesetz an die 
geänderten Amtsbezeichnungen der Richter an. Eine 
Änderung der besoldungsmäßigen Einstufung ist 
damit, wie unter A Nr. 4 des Allgemeinen Teils der 
Begründung ausgeführt ist, nicht verbunden. 


Artikel XI 

Änderung weiterer Vorschriften 
Zu Nummer 1 

Mit dieser Vorschrift wird die Bundesnotarordnung 
an die Änderung der Präsidialverfassung ange- 
glichen. 

Zu Nummer 2 

Mit diesen Vorschriften wird die Bundesrechtsan- 
waltsordnung an die Änderung der Präsidialverfas- V 
sung angeglichen. 

Zu Nummer 3 

In § 3 des Neunten Teils der Verordnung des Reichs- 
präsidenten zur Sicherung von Wirtschaft und Finan- 
zen vom 1. Dezember 1930 (Reichsgesetzbl. I S. 604) 
ist bestimmt, daß ein Amtsrichter zugleich mehreren 
Amtsgerichten angehören kann. Diese Vorschrift ist 
durch die vorgesehene Regelung in § 22 Abs. 2 (vgl. 
Artikel II Nr. 5 Buchstabe a) überflüssig. 

Artikel XII 

Übergangs- und Schlußvorschriften 

Zu § 1 

Die Vorschrift regelt, in welcher Weise die bisheri- 
gen Amtsbezeichnungen durch die Amtsbezeichnun- 
gen nach diesem Gesetz ersetzt werden. 

Diejenigen Richter, die bei Inkrafttreten dieses Ge- 
setzes die Amtsbezeichnung eines Gerichtspräsiden- 
ten führen, behalten diese Amtsbezeichnung bei, 
zum Teil im Interesse einer Vereinheitlichung mit 
einer geringfügigen sprachlichen Abweichung. So 
lautet die Amtsbezeichnung beispielsweise des 
Oberlandesgerichtspräsidenten nicht mehr „Ober- 
landesgerichtspräsident", sondern „Präsident des 
Oberl andesgerichts". 

Die Amtsbezeichnung „Vorsitzender Richter" erhal- 
ten nach der Uberleitungsvorschrift des Artikels XI 
§ 1 nur diejenigen Richter, die einem mit mehreren 
Berufsrichtern besetzten Spruchkörper planmäßig 
Vorsitzen, wie die Vorsitzenden der Senate und die 
Vorsitzenden beispielsweise der Zivilkammer und 
großen Strafkammern der Landgerichte oder der 


Kammern der Verwaltungsgerichte. Die Vorsitzen- 
den der kleinen Strafkammern und der Kammern 
für Handelssachen sind teils Richter im Eingangs- 
amt, teils Richter in einem Beförderungsamt (Land- 
gerichtsdirektoren). Befinden sie sich in einem Be- 
förderungsamt, können sie im Wege der Geschäfts- 
verteilung auch einer großen Strafkammer oder 
einer Zivilkammer als Vorsitzende zugewiesen wer- 
den. Sie sollen deshalb die Amtsbezeichnung „Vor- 
sitzender Richter" führen, ohne Rücksicht darauf, in 
welcher Kammer des Landgerichts sie im Zeitpunkt 
des Inkrafttretens dieses Gesetzes den Vorsitz füh- 
ren. Die Kammern der Landesarbeitsgerichte ent- 
scheiden zwar nur mit einem Berufsrichter, der den 
Vorsitz führt. Diese Richter sind jedoch wie Land- 
gerichtsdirektoren, zum Teil wie Senatspräsidenten 
eines Oberlandesgerichts eingestuft. Sie erhalten 
deshalb die Amtsbezeichnung „Vorsitzender Rich- 
ter". Die gleiche Amtsbezeichnung sollen die Vor- 
sitzenden der Kammern des Bundesdisziplinarge- 
richts und eines Truppendienstgerichts führen. 

Die Amtsbezeichnung aller anderen Richter lautet 
„Richter" mit dem das Gericht bezeichnenden Zusatz. 
Verwaltungsfunktionen, die bestimmten Richtern 
übertragen sind (z. B. Oberamtsrichter, Amtsgerichts- 
direktor), kommen künftig in der Amtsbezeichnung 
nicht mehr zum Ausdruck. Die besoldungsmäßige 
Einstufung dieser Richter wird durch Artikel XI § 1 
dagegen nicht berührt. 

Zu §2 

Durch § 2 Abs. 1 werden die in anderen Gesetzen 
und in Verordnungen verwendeten Amtsbezeich- 
nungen, soweit sie von den Amtsbezeichnungen 
nach diesem Gesetz abweichen, entsprechend ange- 
paßt. 

Absatz 2 enthält eine entsprechende Vorschrift für 
Verweisungen auf andere Gesetze und Verordnun- 
gen. 

Zu §3 

§ 3 enthält die üblichen Berlin-Klauseln. 

Zu §4 

Das Gesetz soll, da es die Geschäftsverteilung der 
Gerichte beeinflußt und das Geschäftsjahr der Ge- 
richte im allgemeinen am 1. Januar eines Jahres 
beginnt, mit dem Beginn des Jahres in Kraft tre- 
ten. 

Da der Stichtag für die Größe des Präsidiums nach 
Artikel II Nr. 4 § 21 d sechs Monate vor dem Beginn 
des Geschäftsjahres liegt und entsprechende Vor- 
bereitungen für die Wahl des neuen Präsidiums er- 
forderlich sind, sieht Absatz 2 vor, daß beim In- 
krafttreten des Gesetzes noch die bisherigen Vor- 
schriften über die Zusammensetzung und die Auf- 
gaben des Präsidiums fortgelten. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


1. Zu den Eingangsworten 

Die Eingangsworte sind wie folgt zu fassen: 

„Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen:" 

Begründung 

Die Zustimmungsbedürftigkeit ergibt sich daraus, 
daß durch das Gesetz solche Gesetze förmlich ge- 
ändert werden sollen, die mit Zustimmung des Bun- 
desrates ergangen sind (DRiG, Bundesrechtsanwalt- 
ordnung) . 


Artikel I 

Änderung des Deutschen Richtergesetzes 

2. Zu Nummern 1 und 2 (§ 14 Abs. 2, § 19 a) 

a) Nummer 1 ist wie folgt zu fassen: 

„1. § 12 Abs. 1 Satz 2 und § 14 Abs. 2 fallen 
weg." 

b) Dem § 19 a sind folgende Absätze 3 und 4 anzu- 
fügen: 

,(3) Richter auf Probe führen im richterlichen 
Dienst die Bezeichnung „Richter" mit einem das 
Gericht bezeichnenden Zusatz „Richter am . . 
im staatsanwaltschaftlichen Dienst die Bezeich- 
nung „Staatsanwalt". 

(4) § 29 Satz 2 bleibt unberührt.' 
Begründung 

Es erscheint nicht angebracht, für Richter auf Probe 
die Bezeichnung „Gerichtsassessor" beizubehalten, 
weil 

a) der Richter auf Probe, soweit er im richterlichen 
Dienst verwendet wird, ein Richteramt voll ver- 
antwortlich ausübt, 

b) diese Bezeichnung für Bewerber, die aus der 
Rechtsanwaltschaft oder anderen Berufen in den 
Richterberuf überwechseln, häufig nicht ange- 
messen ist, 

c) für die Beamten nach dem Entwurf einer Bundes- 
laufbahnverordnung vorgesehen ist, daß die Be- 
zeichnung „Assessor" abgeschafft und durch die 
Bezeichnung des Eingangsamtes mit dem Zusatz 
„z. A." ersetzt werden soll. 

Eine Neuregelung, die die Bezeichnung der Richter 
auf Probe an die der Richter kraft Auftrags angleicht, 
ist daher erforderlich. Eine Sonderregelung ist je- 
doch für die Verwendung bei der Staatsanwaltschaft 
erforderlich; hier erscheint die Bezeichnung des Ein- 


gangsamtes „Staatsanwalt" als die angemessene 
Lösung. 

3. Zu Nummer 4 (§ 120 a) 

§ 120 a Abs. 2 ist zu streichen. 

Begründung 

Die Bezeichnung „Vizepräsident" soll auch nicht für 
die Vizepräsidenten der obersten Gerichtshöfe des 
Bundes beibehalten werden. Wenn jetzt die Verein- 
heitlichung der Amtsbezeichnungen durchgeführt 
wird, sollten Ausnahmen vermieden werden. 


Zu Artikel II 

Änderung des Gerichtsverlassungsgesetzes 

Zu Nummer 4 (§§ 21 a bis 21 i) 

4. Zu § 21 b Abs. 2 

In § 21 b Abs. 2 Satz 1 sind die Worte „durch § 21 a 
Abs. 2 bestimmte" durch das Wort „vorgeschrie- 
bene" zu ersetzen. 

Begründung 

Die derzeitige Fassung könnte zu der irrtümlichen 
Auffassung verleiten, als gelte sie nicht für die Fälle 
der folgenden Wahlen nach Absatz 4. 

Entsprechend sind zu ändern: Artikel IV § 5 a Abs. 2 
Satz 1, Artikel V § 6 Abs. 2 Satz 1, Artikel VI § 6 a 
Abs. 4, Artikel VII § 6 a Abs. 2 Satz 1. 

5. Zu § 21 b Abs. 5 (neu) 

Nach § 21 b Abs. 4 ist folgender Absatz 5 einzufügen: 

„(5) Ist durch die Wahl das Gesetz verletzt wor- 
den, so kann die Wahl von den in Absatz 1 bezeich- 
neten Richtern angefochten werden, über die Wahl- 
anfechtung entscheidet ein Senat des zuständigen 
oberen Landesgerichts, bei den obersten Bundes- 
gerichten ein Senat des zuständigen obersten Bun- 
desgerichts. Wird die Anfechtung für begründet er- 
klärt, so kann ein Rechtsmittel gegen eine gericht- 
liche Entscheidung nicht darauf gestützt werden, das 
Präsidium sei deswegen nicht ordnungsgemäß zu- 
sammengesetzt gewesen." 

Der bisherige Absatz 5 wird Absatz 6. 
Begründung 

Es erscheint erforderlich, die Wahlanfechtung aus- 
drücklich zu regeln. Geschieht dies nicht, so wird 
hierdurch die Anfechtung nicht ausgeschlossen (Arti- 
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kel 19 Abs. 4 GG). Kann die Anfechtung aber nicht 
ausgeschlossen werden, so empfiehlt es sich, die An- 
fechtungsgründe, die Anfechtungsberechtigung, den 
Rechtsweg und die Wirkungen der Anfechtung auf 
gerichtliche Entscheidungen, die davon betroffen sein 
könnten, ausdrücklich zu regeln. Dies entspricht auch 
der gesetzlichen Praxis bei ähnlichen Sachverhalten 
(gewählte Gremien nach den Landesrichtergesetzen 
und nach Personalvertretungsgesetzen). 

Eine entsprechende Vorschrift ist einzufügen in 
Artikel IV § 5 a Abs. 5, der bisherige Abs. 5 wird 
Abs. 6; Artikel V § 6 Abs. 5, der bisherige Abs. 5 
wird Abs. 6; Artikel VI § 6 a Abs. 7, die bisherigen 
Absätze 7 und 8 werden Absätze 8 und 9; Artikel VII 
§ 6 a Abs. 5, der bisherige Abatz 5 wird Absatz 6. 

6. Zu § 21 b Abs. 6 (bisher Absatz 5) 

In § 21 b Abs. 6 (bisher Absatz 5) sind nach dem 
Wort „Bundesregierung" die Worte „mit Zustim- 
mung des Bundesrates" einzufügen. 

Begründung 

Da das Gesetz nach Auffassung des Bundesrates sei- 
ner Zustimmung bedarf, ist auch die Rechtsverord- 
nung zustimmungsbedürftig (Artikel 80 Abs. 2 GG). 
Entsprechend der ständigen Praxis des Bundesrates 
sollte dies ausdrücklich im Gesetz klargestellt wer- 
den. 


7. Zu § 21 c Abs. 2, 3 

§ 21 c Abs. 2 ist wie folgt zu fassen; 

„(2) Scheidet ein gewähltes Mitglied des Präsi- 
diums aus dem Gericht aus, wird es an ein anderes 
Gericht für mehr als drei Monate oder an eine Ver- 
waltungsbehörde abgeordnet, wird es kraft Gesetzes 
Mitglied des Präsidiums oder wird es zum Vor- 
sitzenden Richter ernnnt, so tritt an seine Stelle der 
durch die Wahl Nächstberufene." 

§ 21 c Abs. 3 ist zu streichen. 

Begründung 

Auch in dem in § 21 c Abs. 3 geregelten Fall, daß 
ein Mitglied des Präsidiums zum Vorsitzenden Rich- 
ter ernannt wird, sollte wie in den Fällen des Ab- 
satzes 2 dieses Mitglied aus dem Präsidium aus- 
scheiden und an seine Stelle der durch die Wahl 
Nächstberufene treten, da anderenfalls die weiteren 
Richter im Präsidium nicht mehr in dem gebotenen 
Umfang vertreten sind. Bliebe der Richter Mitglied 
des Präsidiums, so wäre die für diesen Fall in Ab- 
satz 3 getroffene Folgeregelung unzweckmäßig, da 
sie dazu führen würde, daß bei allen nachfolgenden 
Wahlen eine ungleiche Anzahl von Vorsitzenden 
Richtern und weiteren Richtern gewählt werden 
müßte. Es wird deshalb vorgeschlagen, Absatz 3 zu 
streichen und den dort genannten Fall in die Rege- 
lung des Absatzes 2 mit einzubeziehen. 

Entsprechende Änderungen sind vorzunehmen bei: 
Artikel IV § 5 b Abs. 2 und 3, Artikel V § 7 Abs. 2 
und 3, Artikel VII § 6 b Abs. 2 und 3. 


8. Zu § 21 d Satz 1 

In § 21 d Satz 1 sind die Worte „das Geschäftsjahr" 
durch die Worte „die Amtszeit der neu zu wählen- 
den Mitglieder des Präsidiums" zu ersetzen. 

Begründung 

Da Mitglieder des Präsidiums in Zukunft nur alle 
zwei Jahre gewählt werden (§ 21 b Abs. 4 Satz 2), 
muß für die Größe des Präsidiums ein bestimmter 
Zeitpunkt vor Beginn der Amtszeit der neu zu wäh- 
lenden Mitglieder und nicht ein bestimmter Zeit- 
punkt vor Beginn des Geschäftsjahres maßgebend 
sein. Die Änderung des Satzes 1 trägt dem Rechnung. 

Entsprechende Änderungen sind vorzunehmen bei: 
Artikel IV § 5 c, Artikel V § 8, Artikel VII § 6 c. 


9. Zu § 21 e Abs. 3 

In § 21 e Abs. 3 ist folgender Satz 2 anzufügen: 

„Absatz 2 findet mit der Maßgabe Anwendung, daß 
den Vorsitzenden, deren Spruchkörper von der Än- 
derung der Geschäftsverteilung berührt wird, Ge- 
legenheit zur Äußerung zu geben ist." 

Begründung 

Nach dem Entwurf bezieht sich die in Absatz 2 vor- 
gesehene Anhörung auch auf Änderungen der Ge- 
schäftsverteilung nach Absatz 3. Aus Gründen der 
Verfahrensvereinfachung bei Änderungsbeschlüssen 
sollte die Anhörung auf solche Vorsitzenden be- 
schränkt werden, deren Spruchkörper von der Ände- 
rung berührt wird. Nach Absatz 2 müßte sonst allen 
Vorsitzenden Gelegenheit zur Äußerung gegeben 
werden, auch wenn sie die Änderung ihrer Spruch- 
körper überhaupt nicht betrifft. 

Entsprechend sind zu ändern: Artikel IV § 6 Abs. 3, 
Artikel V § 9 Abs. 3, Artikel VI § 30 Abs. 3 und § 44 
Abs. 1, Artikel VII § 6 d Abs. 3. 


10. Zu § 21 e Abs. 5 

§ 21 e Abs. 5 ist wie folgt zu fassen: 

„(5) Soll ein Richter einem anderen Spruchkörper 
zugeteilt werden, so ist ihm, außer in Eilfällen, vor- 
her Gelegenheit zu einer Äußerung zu geben." 

Begründung 

Die Neufassung soll nicht nur die Übereinstimmung 
mit der Ausdrucksweise des Absatzes 2 herstellen, 
sondern auch ermöglichen, daß der Richter die Ge- 
legenheit zur Äußerung vor der Sitzung des Präsi- 
diums durch den Vorsitzenden des Präsidiums er- 
halten kann, der beabsichtigt, dem Präsidium einen 
entsprechenden Vorschlag zu machen. Würde an der 
im Entwurf vorgesehenen Regelung festgehalten, 
müßte besorgt werden, daß die oft unaufschiebbaren 
Entscheidungen des Präsidiums eine beträchtliche 
Verzögerung erfahren; denn die Regelung des Ent- 
wurfs nötigt das Präsidium in allen Fällen, in denen 
der Richter Einwendungen gegen den Beschluß er- 
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hebt, ein weiteres Mal zur Beschlußfassung zusam- 
menzutreten. In Eilfällen sollte, um Schwierigkeiten 
in der Praxis zu vermeiden, die vorherige Äußerung 
des Richters nicht obligatorisch sein. 

Entsprechend sind zu ändern: Artikel IV § 6 Abs. 5, 
Artikel V § 9 Abs. 5, Artikel VI § 44 Abs. 2, Arti- 
kel VII § 6 d Abs. 5. 


11. Zu § 21 e Abs. 7 (neu) 

In § 21 e ist folgender Absatz 7 anzufügen: 

„(7) Der Geschäftsverteilungsplan des Gerichtes 
ist in der von dem Präsidenten oder aufsichtführen- 
den Richter bestimmten Geschäftsstelle des Gerichts 
zur Einsichtnahme aufzulegen; einer Veröffentlichung 
bedarf es nicht." 

Begründung 

Im Hinblick auf die Frage, ob der Geschäftsvertei- 
lungsplan die Qualität einer Rechtsnorm hat, ist in 
Rechtsprechung und Schrifttum zweifelhaft gewor- 
den, ob nicht deswegen der Geschäftsverteilungsplan 
auch der Veröffentlichung bedürfe. Es sollte daher 
— auch aus Gründen der Zweckmäßigkeit — im Ge- 
setz klargestellt werden, daß Geschäftsverteilungs- 
pläne zu ihrer Wirksamkeit nicht der Veröffent- 
lichung bedürfen. Damit werden die obersten Bun- 
desgerichte nicht gehindert, ihre Geschäftsvertei- 
lungspläne weiterhin im Bundesanzeiger zu ver- 
öffentlichen. 

Entsprechende Ergänzungen sind vorzunehmen in: 
Artikel IV § 6 Abs. 7, Artikel V § 9 Abs. 7, Arti- 
kel VI § 30 Abs. 7, § 39 Abs. 1 Satz 4 und § 44 Abs. 1 
Satz 5, Artikel VII § 6 d Abs. 8. 


12. Zu § 21 f Abs. 1 

§ 21 f Abs. 1 ist wie folgt zu fassen: 

„(1) Den Vorsitz in den Spruchkörpern bei den 
Landgerichten, bei den Oberlandesgerichten sowie 
bei dem Bundesgerichtshof führen der Präsident und 
die Vorsitzenden Richter." 

Begründung 

Klarstellung, daß das Amtsgericht nicht unter diese 
Bestimmung fällt. 

13. Zu Nummer 7 (§ 22 a) 

In § 22 a sind die Worte „Amtsgerichtspräsident 
eines anderen Amtsgerichts" durch die Worte „Prä- 
sident eines anderen Amtsgerichts" zu ersetzen. 

Begründung 
Redaktionelle Verbesserung. 

14. Zu Nummer 8 (§ 22 b) 

a) In § 22 b Abs. 3 ist Satz 2 zu streichen. 


b) § 22 b ist folgender neuer Absatz 4 anzufügen: 

„(4) Bei Amtsgerichten, über die der Präsident 
eines anderen Amtsgerichts die Dienstaufsicht aus- 
übt, ist in den Fällen der Absätze 1 und 2 das Präsi- 
dium des anderen Amtsgerichts und im Falle des 
Absatzes 3 dessen Präsident zuständig." 

Begründung 

übt ein Präsident eines anderen Amtsgerichts an- 
stelle des Präsidenten des Landgerichts die Dienst- 
aufsicht über ein Amtsgericht aus, so sieht § 22 b 
Abs. 3 Satz 2 vor, daß in Eilfällen der Präsident des 
Amtsgerichts statt des Präsidenten des Landgerichts 
einen zeitweiligen Vertreter bestellt. Auch für den 
Fall, daß nach Absatz 1 oder 2 ein ständiger oder 
zeitweiliger Vertreter vom Präsidium zu bestellen 
ist, sollte statt des Präsidiums des Landgerichts das- 
jenige des anderen Amtsgerichts zuständig sein. Das 
Präsidium des Amtsgerichts, dessen Präsident die 
Dienstaufsicht ausübt, hat, ebenso wie dieser, einen 
besseren Überblick über die Situation bei dem Amts- 
gericht, bei dem die Vertretung notwendig wird, und 
steht ihm näher als das Präsidium des Landgerichts. 


Zu Artikel II a (neu) 

Änderung des Einführungsgesetzes 
zum Gerichtsverfassungsgesetz 

15. Nach Artikel II ist folgender Artikel II a einzu- 
fügen: 

, Artikel II a 

Änderung des Einführungsgesetzes 
zum Gerichtsverfassungsgesetz 

In § 10 Abs. 1 erhält der erste Halbsatz folgende 
Fassung: 

„Die allgemeinen sowie die in dem § 116 Abs. 1 
Satz 2, §§ 124, 130 Abs. 1 und § 181 Abs. 1 enthalte- 
nen besonderen Vorschriften des Gerichtsverfas- 
sungsgesetzes finden auf die obersten Landesgerichte 
der ordentlichen Gerichtsbarkeit entsprechende An- 
wendung;" ' 

Begründung 

Die Bestimmung bedarf der Anpassung an Artikel II 
des Entwurfs, der die Streichung des § 131 GVG und 
im Hinblick auf das Gesetz zur allgemeinen Einfüh- 
rung eines zweiten Rechtszuges in Staatsschutz- 
Strafsachen vom 8. September 1969 (BGBl. I S. 1582) 
die Änderung des § 116 Abs. 1 GVG vorsieht. 

Da § 10 Abs. 1, Halbsatz 1 EGGVG auf die „allge- 
meinen" Vorschriften des GVG verweist, sind darin 
auch die Bestimmungen des Zweiten Titels „Allge- 
meine Vorschriften über das Präsidium und die 
Geschäftsverteilung" i. d. F. des Entwurfs enthalten. 
Eines ausdrücklichen weiteren Hinweises auf diese 
Vorschriften bedarf es deshalb nicht. 
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Zu Artikel VI 

Änderung des Arbeitsgerichtsgesetzes 

16. Seit langem wird eine Angleichung der einzel- 
nen Verfahrensordnungen gefordert. Diese Forde- 
rung gilt nicht nur hinsichtlich der den Prozeßablauf 
regelnden Vorschriften, sondern auch für die ge- 
richtsverfassungsrechtlichen Bestimmungen, die bei 
den Sondergerichtsbarkeiten Bestandteil ihrer Ver- 
fahrensordnungen sind. Gleichwohl weichen die in 
Artikel VI (ArbGG) vorgesehenen Bestimmungen 
erheblich von den Bestimmungen der Artikel II 
(GVG), Artikel IV (VwGO), Artikel V (FGO) und 
Artikel VII (SGG) ab, ohne daß die Besonderheiten 
des arbeitsgerichtlichen Verfahrens dies erforderlich 
machen. 

Die Bundesregierung wird deshalb gebeten, im wei- 
teren Verlauf des Gesetzgebungsverfahrens darauf 
hinzuwirken, daß die Vorschriften des Arbeits- 
gerichtsgesetzes über die Präsidialverfassung nach 
Aufbau, Inhalt und Wortlaut den Regelungen des 
Gerichtsverfassungsgesetzes, der Verwaltungsge- 
richtsordnung, der Finanzgerichtsordnung und des 
Sozialgerichtsgesetzes angepaßt werden. 


17. Zu Nummer 1 (§ 6 b — neu — ) 

a) Nummer 1 ist eingangs wie folgt zu fassen: 

„1. Nach § 6 werden folgende §§ 6 a und b ein- 
gefügt: " 

b) Nach § 6 a ist folgender .§ 6 b einzufügen: 

„§ 6b 

Übertragung eines weiteren Richteramtes 

Einem Richter am Arbeitsgericht kann zugleich 
ein weiteres Richteramt bei einem anderen Ar- 
beitsgericht übertragen werden." 

Begründung 

Eine entsprechende Regelung ist in Artikel II Nr. 5 
Buchstabe a (§ 22 Abs. 2 GVG) für die Richter am 
Amtsgericht vorgesehen. Sie erscheint auch für die 
Arbeitsgerichte, und zwar insbesondere im Hinblick 
auf deren oft geringe Größe, erforderlich. 


18. Zu Nummer 2 (§ 30 Abs. 4 Satz 5) 

Der Bundesrat weist darauf hin, daß zwischen der 
Vorschrift des § 6 a Abs. 1, wonach bei jedem Gericht 
für Arbeitssachen ein Präsidium zu bilden ist, und 
der Vorschrift des § 30 Abs. 4 Satz 5 ein Widerspruch 
besteht. Im weiteren Verlauf des Gesetzgebungsver- 
fahrens sollte eine Fassung gefunden werden, die 
diesen Widerspruch ausräumt. 


19. Zu Nummer 4 (§ 44 Abs. 1) 

In § 44 Abs. 1 ist nach Satz 2 folgender Satz einzu- 
fügen: 


„Der Präsident bestimmt den Senat, in dem er tätig 
wird." 

Begründung 

Anpassung an die Regelung in den anderen Ge- 
richtszweigen. 


Artikel VII 

Änderung des Sozialgerichtsgesetzes 

20. Zu Nummer 1 (§ 6 d Abs. 1 Satz 2) 

Die Bundesregierung wird gebeten zu prüfen, ob in 
§ 6 d Abs. 1 Satz 2 außer dem Präsidenten auch der 
aufsichtsführende Richter im Hinblick auf die ent- 
sprechende Regelung im Arbeitsgerichtsgesetz zu er- 
wähnen ist. 


Artikel X 

Änderung des Bundesbesoldungsgesetzes 
21. Zu Nummer 2 (§ 53 Abs. 3) 

Nach der Begründung (Allgemeines, Teil A Nr. 4 und 
zu Artikel X) soll die Änderung der Richteramtsbe- 
zeichnungen keine besoldungsrechtlichen Auswir- 
kungen haben, insbesondere soll die vorhandene 
besoldungsmäßige Heraushebung der mit zusätz- 
lichen Verwaltungsaufgaben betrauten Richter er- 
halten bleiben. Nicht ersichtlich ist aber, wie die 
Länder bei Geltung des neuen § 53 Abs. 3 des Bun- 
desbesoldungsgesetzes diese in der Amtsbezeich- 
nung nicht mehr herausgehobenen Richter weiterhin 
ohne Verstoß gegen das Rahmenrecht besoldungs- 
mäßig im bisherigen Maße herausheben können, z. B. 
die mit Verwaltungsaufgaben betrauten Amts- 
gerichtsdirektoren und Vizepräsidenten der Amts- 
gerichte, ähnlich auch die besoldungsmäßig heraus- 
gehobenen Vizepräsidenten der übrigen Gerichte 
der Länder. 

Die Bundesregierung wird gebeten, diese Frage zu 
prüfen und im weiteren Gesetzgebungsverfahren für 
eine Beseitigung der Unstimmigkeit besorgt zu sein. 

i 

i 22. Zu § 1 

l 

§ 1 ist wie folgt zu fassen: 

,§ 1 

(1) Von dem Inkrafttreten dieses Gesetzes an 
führen Richter, die zu diesem Zeitpunkt 

a) zu Gerichtspräsidenten ernannt sind, die Amts- 
bezeichnung „Präsident", 

b) zu Landgerichtsdirektoren, Verwaltungsgerichts- 
direktoren, Landesarbeitsgerichtsdirektoren oder 

: Senatspräsidenten ernannt sind, die Amtsbezeich- 

| nung „Vorsitzender Richter", 
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c) zu Vizepräsidenten von Gerichten ernannt sind, 
die mit Vorsitzenden Richtern nach Buchstabe b 
besetzt sind, die Amtsbezeichnung „Vorsitzender 
Richter". 

(2) Die anderen Richter führen von diesem Zeit- 
punkt an die Amtsbezeichnung „Richter". 

(3) Zu den Amtsbezeichnungen nach Absatz 1 
und 2 tritt ein das Gericht bezeichnender Zusatz nach 
den Vorschriften in Artikel I Nr. 2.' 

Begründung 

Die Überleitung der Amtsbezeichnungen kann nicht 
von der bei dem Inkrafttreten des Gesetzes ausge- 
übten Funktion als Vorsitzender eines Spruchkörpers 
abhängig gemacht werden, zumal ein Richter nicht 
zum Vorsitzenden eines Spruchkörpers ernannt, son- 
dern vom Präsidium dazu bestellt wird. Die An- 
knüpfung an die „Ernennung" zum Vorsitzenden 
eines Spruchkörpers würde beispielsweise in den 
Fällen Zweifel offen lassen, in denen ein Land- 
gerichtsdirektor — was zulässig ist und Vorkommen 
kann — im Zeitpunkt des Inkrafttretens des Ge- 
setzes lediglich als beisitzender Richter tätig ist oder 
an eine Verwaltungsbehörde abgeordnet ist und bei 
seinem Gericht eine „Leerstelle" hat. Andererseits 
kann diese Art der Anknüpfung möglicherweise 
auch Tatbestände erfassen, in denen eine Über- 
leitung der Amtsbezeichnung in „Vorsitzender Rich- 
ter" nicht gewollt ist, etwa den Fall des Oberamts- 
richters oder Amtsgerichtsdirektors, der Vorsitzen- 
der eines Spruchkörpers ist, der auch mit mehreren 
Berufsrichtern besetzt sein kann (erweitertes Schöf- 
fengericht). Es empfiehlt sich daher, bei der Über- 
leitung nicht an die Funktion, sondern an die bis- 
herige Amtsbezeichnung anzuknüpfen und alle Amts- 
bezeichnungen aufzuzählen, deren Träger die neue 


Amtsbezeichnung „Vorsitzender Richter" erhalten 
sollen. 


23. Zu § 2 Abs. 1 

§ 2 Abs. 1 ist wie folgt zu fassen: 

„(1) Soweit Gesetze und Verordnungen für Rich- 
ter Amts- oder Dienstbezeichnungen enthalten, die 
durch dieses Gesetz geändert werden, treten an ihre 
Stelle die neuen Bezeichnungen." 

Begründung 

Anpassung an die Einfügung des Absatzes 3 in § 19 a 
des Deutschen Richtergesetzes. 


24. Zu § 3 

§ 3 ist wie folgt zu fassen: 

„§ 3 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. Rechts- 
verordnungen, die auf Grund des Gerichtsverfas- 
sungsgesetzes oder dieses Gesetzes erlassen wer- 
den, gelten im Land Berlin nach § 14 des Dritten 
Überleitungsgesetzes." 

Begründung 

Erforderliche Ergänzung gemäß Abschnitt I 2 d des 
Beschlusses der Bundesregierung vom November 
1954, weil durch Artikel II das Gerichtsverfassungs- 
gesetz, das Ermächtigungen zum Erlaß von Rechts- 
verordnung enthält, geändert wird. 


25 



Druck sache VI/557 Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Anlage 3 


Auffassung der Bundesregierung 
zu der Stellungnahme des Bundesrates 


Die Bundesregierung nimmt zu den Änderungsvor- 
schlägen des Bundesrates wie folgt Stellung: 

Zu 1. 

Der Auffassung des Bundesrates, das Gesetz bedürfe 
seiner Zustimmung, weil solche Gesetze förmlich ge- 
ändert werden sollen, die mit Zustimmung des Bun- 
desrates ergangen sind, kann nicht gefolgt werden. 
Nach ständiger Auffassung der Bundesregierung ist 
ein Änderungsgesetz nur dann zustimmungsbedürf- 
tig, wenn es selbst einen zustimmungsbedürftigen 
Inhalt hat oder wenn es solche Vorschriften ändert, 
die die Zustimmungsbedürftigkeit eines geänderten 
Gesetzes begründet hatten oder mit solchen Vor- 
schriften in einem untrennbaren Zusammenhang 
stehen. Keine dieser Voraussetzungen ist bei dem 
vorliegenden Gesetzentwurf gegeben. 

Zu 2. 

Dem Vorschlag des Bundesrates wird nicht zuge- 
stimmt. 

Die Stellung als Richter auf Probe sollte durch eine 
entsprechende Dienstbezeichnung zum Ausdruck ge- 
bracht werden. Die vorgeschlagene Fassung läßt zu- 
dem offen, wie Richter auf Probe zu bezeichnen sind, 
die nicht im richterlichen oder staatsanwaltschaft- 
lichen Dienst tätig sind (z. B. bei einer Abordnung an 
ein Ministerium). 

Zu 3. 

Dem Vorschlag des Bundesrates wird nicht zuge- 
stimmt. 

Die besonderen repräsentativen Aufgaben der Vize- 
präsidenten der obersten Gerichtshöfe des Bundes 
machen es erforderlich, bei diesen Gerichten die 
Amtsbezeichnungen der Vizepräsidenten beizube- 
halten. 

Zu 4. 

Dem Vorschlag des Bundesrates wird zugestimmt. 

Zu 5. 

Dem Vorschlag des Bundesrates wird mit der Maß- 
gabe zugestimmt, daß in Satz 1 nach „Absatz 1" ein- 
gefügt wird „Satz 1" und daß Satz 2 nach dem 
Komma folgenden Wortlaut erhält: „bei dem Bun- 
desgerichtshof ein Senat dieses Gerichts". 

Die Einfügung in Satz 1 soll verdeutlichen, daß nur 
die Wahlberechtigten befugt sein sollen, die Wahl 
anzufechten. Die Änderung in Satz 2 erscheint not- 


wendig, weil es für den Bereich der ordentlichen Ge- 
richtsbarkeit nur ein oberstes Bundesgericht — den 
Bundesgerichtshof — gibt und weil in die Verfah- 
rensordnungen für die anderen Zweige der Gerichts- 
barkeit jeweils entsprechende selbständige Vor- 
schriften eingefügt werden sollen. 

Zu 6. 

Dem Vorschlag des Bundesrates wird nicht zuge- 
stimmt. 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß das 
Gesetz nicht der Zustimmung des Bundesrates bedarf 
(vgl. zu Nr. 1). Dann aber läßt sich die Begründung 
des Bundesrates nicht aufrechthalten, daß die Rechts- 
verordnung seiner Zustimmung bedürfe, weil sie auf 
Grund eines zustimmungsbedürftigen Gesetzes er- 
lassen werde. 

Zu 7. 

Dem Vorschlag des Bundesrates wird zugestimmt. 

Zu 8. 

Dem Vorschlag des Bundesrates wird nicht zuge- 
stimmt. 

Die vom Bundesrat vorgeschlagene Fassung des 
§ 21 d Abs. 1 ist zu eng. Sie würde nicht den Fall 
erfassen, daß bei einem Gericht an dem maßgeben- 
den Stichtag weniger als acht Richterplanstellen vor- 
handen sind. In diesem Fall könnte nicht auf „die 
Amtszeit der neu zu wählenden Mitglieder des Prä- 
sidiums" abgestellt werden, weil keine Mitglieder 
neu zu wählen sind. 

Zu 9. 

I Dem Vorschlag des Bundesrates wird zugestimmt. 

Zu 10. 

Dem Vorschlag des Bundesrates wird im Grundsatz 
zugestimmt. 

Die Vorschrift wird im weiteren Verlauf des Gesetz- 
gebungsverfahrens auch sonst noch überprüft wer- 
den müssen; so muß zum Beispiel sichergestellt wer- 
den, daß auch dem Richter, der zum Untersuchungs- 
oder Ermittlungsrichter bestellt werden soll, vorher 
Gelegenheit zu einer Äußerung gegeben wird. 

Zu 11. bis 15. 

Den Vorschlägen des Bundesrates wird zugestimmt. 
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Zu 16. 

Die Bundesregierung wird im weiteren Verlauf des 
Gesetzgebungsverfahrens darauf hinwirken, daß die 
Vorschriften des Arbeitsgerichtsgesetzes über die 
Präsidialverfassung nach Aufbau, Inhalt und Wort- 
laut den Regelungen des Gerichtsverfassungsgeset- 
zes, der Verwaltungsgerichtsordnung, der Finanz- 
gerichtsordnung und des Sozialgerichtsgesetzes an- 
gepaßt werden, soweit nicht die Besonderheiten des 
arbeitsgerichtlichen Verfahrens abweichende Rege- 
lungen erforderlich machen. 

Zu 17. 

Dem Vorschlag des Bundesrates wird im Grundsatz 
zugestimmt. 

Zu 18. 

Die Bundesregierung wird die Fassungen des § 6 a 
Abs. 1 und des § 30 Abs. 4 Satz 5 Arbeitsgerichts- 
gesetz überprüfen und darauf hinwirken, daß ein 
etwaiger Widerspruch zwischen diesen Vorschriften 
im weiteren Verlauf des Gesetzgebungsverfahrens 
ausgeräumt wird. 

Zu 19. 

Dem Vorschlag des Bundesrates wird zugestimmt. 


Zu 20. 

Die Bundesregierung wird noch prüfen, ob in § 6 d 
Abs. 1 Satz 2 des Sozialgerichtsgesetzes außer dem 
Präsidenten auch der aufsichtführende Richter im 
Hinblick auf die entsprechende Regelung im Arbeits- 
gerichtsgesetz zu erwähnen ist. 


Zu 21. 

Nach Ansicht der Bundesregierung schließen die 
Rahmenvorschriften des Bundesbesoldungsgesetzes 
nicht aus, daß die Länder — unabhängig von der 
Amtsbezeichnung — für Richter, die ständig mit zu- 
sätzlichen Verwaltungsaufgaben betraut sind, nach 
den Grundsätzen der Ämterbewertung (§§ 5, 21, 58 
BBesG) eine Amtszulage ausbringen oder sie in eine 
besondere (Zwischen-)Besoldungsgruppe einstufen. 
Eine Klarstellung im Gesetz wird nicht für erforder- 
lich gehalten. 

Zu 22. 

Dem Vorschlag des Bundesrates wird im Grundsatz 
zugestimmt. 


Zu 23. und 24. 

Den Vorschlägen des Bundesrates wird zugestimmt. 
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